
Die
Steuerberaterprüfung

BAND
 4

Prüfung 2013

Alber/Melzer/Reindl/

Rümelin/Scheel

Crashkurs 
Steuerrecht





 

Die Steuerberaterprüfung
Band 4



 

M atthias Alber/Karsten Melzer/Birgit Reindl/
Johannes Rümelin/Thomas Scheel

C rashkurs Steuerrecht

Prüfung 2013

2., neu bearbeitete und aktualisierte Aufl age

2013
Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart



 

Bearbeiterübersicht:

Alber: Tag 2, Teil B, Teil C
Melzer: Tag 3
Reindl: Tag 2, Teil A, Teil D
Rümelin: Tag 1, Teil B, Teil C
Scheel: Tag 1, Teil A

Bibliografi sche Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation
in der Deutschen Nationalbibliografi e; detaillierte bibliografi sche Daten
sind im Internet über <http://dnb.d-nb.de> abrufbar.

Dieses Werk einschließlich seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. 
Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes 
ist ohne Zustimmung des Verlages unzulässig und strafbar. 
Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, 
Mikroverfi lmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung 
in elektronischen Systemen.

© 2013 Schäffer-Poeschel Verlag für Wirtschaft • Steuern • Recht GmbH
www.schaeffer-poeschel.de
info@schaeffer-poeschel.de

Einbandgestaltung: Willy Löffelhardt/Melanie Frasch
Satz: DTP + TEXT Eva Burri, Stuttgart • www.dtp-text.de

Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart
Ein Tochterunternehmen der Verlagsgruppe Handelsblatt

E-Book ISBN 97 8-3-7992-6775-5

September 2013



V

Die Autoren

Matthias Alber, Dipl.-Finanzwirt (FH), Professor an der Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen Ludwigsburg; Dozent im Rahmen der Aus- und Fortbildung für Steuerberater.

Karsten Melzer, Rechtsanwalt und Steuerberater in Köln, Dozent im Rahmen der Aus- und 
Fortbildung für Steuerberater und Fachanwälte.

Birgit Reindl, Dipl.-Finanzwirt (FH), Oberamtsrätin, Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 
Baden-Württemberg, Dozentin im Rahmen der Aus- und Fortbildung sowohl für Steuerberater 
als auch an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg.

Johannes Rümelin, Rechtsanwalt und Steuerberater in Waiblingen, Dozent im Rahmen der 
Aus- und Fortbildung für Steuerberater und Fachanwälte.

Thomas Scheel, Professor an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Lud-
wigsburg, Dozent im Rahmen der Aus- und Fortbildung für Steuerberater.





VII

Vorwort zur 2. Aufl age 

Auch in der 2. Aufl age des »Crashkurses« haben sich die Autoren als »Selbstverpfl ichtung« 
folgende Vorgaben auferlegt:
• aktuelle und kompakte Darstellung der prüfungsrelevanten Stoffgebiete (Stand: Mai 2013) 

auf den »Punkt gebracht« – dabei wurden Anregungen und Verbesserungsvorschläge der 
Prüfungskandidaten aus der Steuerberaterprüfung 2012 konsequent umgesetzt;

• Abhandlung der prüfungsrelevanten Themen unter der Prämisse, Prüfungskandidaten 
eine »klare Linie« aufzuzeigen, damit sie das Steuerberater examen ohne Prüfungsangst in 
Angriff nehmen können.

Im Übrigen ist das aktuelle Werk auch bestens geeignet, Steuerfragen in der täglichen Steu-
erpraxis zielgerichtet und auf den »Punkt gebracht« zu beantworten.

Stuttgart, im Mai 2013 Die Verfasser





IX

Vorwort zur 1. Aufl age 

Das vorliegende Lehrbuch enthält eine völlige Neukonzeption der Wissensvermittlung als 
Alternative zu den gängigen Lehrbüchern. Ziel des Werkes ist eine Darstellung der prüfungs-
relevanten Themen »auf den Punkt gebracht« zur Vorbereitung auf
• die Steuerberaterprüfung sowie
• sonstige Prüfungen in den Steuerrechtsfächern im Rahmen eines Steuerstudiums an 

Hochschulen.

Alle Autoren sind langjährige Dozenten, vor allem in der Vorbereitung auf die Steuerberater-
prüfung, und haben bei der Darstellung ihrer Stoffgebiete das in der Prüfungsvorbereitung 
erworbene Know-how berücksichtigt.

Der Aufbau des Lehrbuchs orientiert sich an der zeitlichen Abfolge der Prüfungstage, 
das heißt 
• 1. Teil (= 1. Tag):  Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung; Umsatzsteuer; Bewertung/

Erbschaftsteuer
• 2. Teil (= 2. Tag):  Einkommensteuer; Körperschaftsteuer; Umwandlungssteuerrecht; 

Gewerbesteuer
• 3. Teil (= 3. Tag): Buchführung und Bilanzsteuerrecht

Bei der Erstellung dieser Teile haben sich die Autoren an folgenden Zielen orientiert:
• Kompakte und zielgerichtete Darstellung der prüfungsrelevanten Stoffgebiete, auf das 

Wesentliche beschränkt und unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsfragen (Stand: 
Juni 2012);

• Hilfestellungen zur Umsetzung des erworbenen Wissens zur Lösung der Prüfungsaufgaben, 
das heißt: »Wie gehe ich vor?«, »Auf was kommt es an?«;

• Erläuterungen der Themengebiete anhand zahlreicher Übungsfälle.

Dem Prüfungskandidaten wird durch dieses kompakte Werk die Möglichkeit verschafft, 
etwaige noch vorhandene Lücken in seinem Wissen zu schließen und bestehende Zweifels-
fragen zu klären. Dadurch wird ihm die Sicherheit vermittelt, mit dem anstehenden Examen 
souverän umzugehen.

Darüber hinaus ist das Werk auch bestens für den »Steuerpraktiker« geeignet, der dadurch 
»punktgenaue und aktuelle« Antworten auf Steuerfragen der täglichen Beratungspraxis erhält. 

Stuttgart, im Juni 2012 Die Verfasser
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i. H. v. in Höhe von
insb. insbesondere
InsO Insolvenzordnung
InvZul Investitionszulage
InvZulG Investitionszulagengesetz
i. R. im Rahmen
i. R. d. im Rahmen der/des
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i. S. d. im Sinne der/des
IStR Internationales Steuerrecht (Zeitschrift)
i. S. v. im Sinne von
i. V. m. in Verbindung mit
IWB Internationale Wirtschafts-Briefe
i. w. S. im weiteren Sinne

JStG Jahressteuergesetz

KAG Kapitalanlagegesellschaft
KAGG Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften
KapSt/KapESt Kapitalertragsteuer
KapG Kapitalgesellschaft
Kfz Kraftfahrzeug
KG Kommanditgesellschaft
KGaA Kommanditgesellschaft auf Aktien
KiSt Kirchensteuer
Kj. Kalenderjahr
KSt  Körperschaftsteuer
KStDV Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung
KStG Körperschaftsteuergesetz
KStR Körperschaftsteuer-Richtlinien

lfd. laufend
LfSt Bayerisches Landesamt für Steuern
LG Landgericht
Lifo Last in – fi rst out
LSt Lohnsteuer
LStDV Lohnsteuer-Durchführungsverordnung
LStR Lohnsteuer-Richtlinien
lt. laut

m. a. W. mit anderen Worten
max. maximal
m. E. meines Erachtens
Mio. Millionen
MitbestG Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz)
MoMiG Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 

Missbräuchen
MU Mitunternehmer
m. w. H. mit weiteren Hinweisen
m. w. N. mit weiteren Nachweisen
MwSt Mehrwertsteuer

n. F. neue Fassung
NJW Neue Juristische Wochenschrift
Nr. Nummer/n
nrkr. nicht rechtskräftig
NRW Nordrhein-Westfalen
n. n. v. noch nicht veröffentlicht
n. v. nicht veröffentlicht
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NWB Neue Wirtschafts-Briefe für Steuer- und Wirtschaftsrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht

o. a.  oben angegeben
o. Ä. oder Ähnlichem/s
OFD Oberfi nanzdirektion
OHG Offene Handelsgesellschaft
OLG Oberlandesgericht
o. V. ohne Verfasser

p. a. per annum, pro anno
PersG Personengesellschaft
PRAP Passiver Rechnungsabgrenzungsposten
p. r. t. pro rata temporis
PV Privatvermögen
PublG Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen und 

Konzernen (Publizitätsgesetz)

R Richtlinie
RAP Rechnungsabgrenzungsposten
Rn. Randnummer
RefE Referentenentwurf
RegE Regierungsentwurf
resp. respektive
RFH Reichsfi nanzhof
RG Reichsgericht
RGBl Reichsgesetzblatt
rkr. Rechtskräftig
Rs. Rechtssache
RStBl Reichssteuerblatt
Rz. Randziffer

s. siehe
S. Seite
s. a. siehe auch
SBA Sonderbetriebsausgaben
SBV Sonderbetriebsvermögen
SE Societas Europaea
sog. so genannt(e)
SolZ Solidaritätszuschlag
SolZG Solidaritätszuschlagsgesetz
StÄndG Steueränderungsgesetz
StAnpG Steueranpassungsgesetz
StB Steuerbilanz
StBauFG Städtebauförderungsgesetz
StandOG Standortsicherungsgesetz
Stbg Die Steuerberatung (Zeitschrift)
StBP Die steuerliche Betriebsprüfung
StEK Steuererlasse in Karteiform
SteuerStud Steuer & Studium (Zeitschrift)
StGB Strafgesetzbuch
stpfl ., Stpfl . steuerpfl ichtig, Steuerpfl ichtiger
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Stkl. Steuerklasse
str. strittig
StRK Steuerrechtsprechung in Karteiform
StuB Steuer- und Bilanzpraxis (Zeitschrift)
StuW Steuer und Wirtschaft

TW Teilwert
Tz. Textziffer

u. a.  unter anderem
u. E.  unseres Erachtens
UmwG Umwandlungsgesetz
UmwSt-Erl Umwandlungssteuererlass
UmwStG Umwandlungssteuergesetz
UR Umsatzsteuer-Rundschau
USD US-Dollar
USt Umsatzsteuer
UStG Umsatzsteuergesetz
UStDV Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung
USt-IdNr. Umsatzsteuer-Identifi kationsnummer
UStR Umsatzsteuer-Richtlinien
usw. und so weiter
u. U. unter Umständen
UV Umlaufvermögen

v. a. vor allem
VA Verwaltungsakt
VAZ Voranmeldungszeitraum 
VdN Vorbehalt der Nachprüfung
Vfg. Verfügung
vGA verdeckte Gewinnausschüttung
vgl. vergleiche
VO Verordnung
VollzA Vollziehungsanweisung
VV Vervielfältiger
VZ Veranlagungszeitraum

WBG Wesentliche Betriebsgrundlage
WEG Wohneigentumsgesetz
WG Wirtschaftsgut
Wj. Wirtschaftsjahr
WK Werbungskosten
w. N. weitere Nachweise
WPg Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift)

z. B. zum Beispiel
ZIV Zinsinformationsverordnung
ZM Zusammenfassende Meldung
z. T. zum Teil
zvE zu versteuerndes Einkommen
ZW Zwischenwert
zzgl. zuzüglich
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Prüfungstag 1 Verfahrensrecht und andere 
Steuerrechtsgebiete

A Abgabenordnung und Finanzgerichtsordnung

I Allgemeine Klausurhinweise

Das Verfahrensrecht ist eine besonders komplexe Regelungsmaterie. Es trifft in der Klausur 
auf einen, manchmal zwei ebenfalls komplexe Sachverhalte. Daraus leitet sich eine Sonder-
stellung ab. Die nachfolgenden Ausführungen sind dogmatisch aufbereitet, also aufeinander 
aufbauend dargestellt. Herausgearbeitet werden die einzelnen klassischen Bausteine von AO/
FGO. Auf eben diesen Bausteinen baut auch die Klausur auf. Ihre Lösung sollte allerdings – 
aufgehängt an der Fallfrage – vom letzten Geschehen aus zurückverfolgt werden. 

II Systematik der Abgabenordnung

Die AO hat einen logischen und zugleich praktischen Aufbau:
• Nach allgemeinen Regelungen zu Begriffen und Zuständigkeit (§§ 1–68 AO) folgen
• Vorschriften zur Besteuerung (§§ 78–217 AO) und anschließend 
• zur Erfüllung der Besteuerung (§§ 218–346 AO), sodann
• das Rechtsbehelfsverfahren (§§ 347–368 AO), zuletzt
• das Steuerstraf- und Ordnungswidrigkeitenrecht (§§ 369 ff. AO).

III  Verwaltungsakt

Der VA ist
• regelmäßiges Instrument für Verwaltungshandeln,
• Voraussetzung eines Rechtsbehelfs,
• Voraussetzung des Korrekturrechts und
• Voraussetzung für Vollstreckungsmaßnahmen.

1 Begriff und Bedeutung

Der VA ist in § 118 AO defi niert. Seine Tatbestandsmerkmale sind:
• Entscheidung
• einer Behörde
• auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
• im Einzelfall
• mit Außenwirkung. 

Anwendungsbeispiele für VA sind 
• Steuer- und Steueränderungsbescheid, 
• Einspruchsentscheidung, 
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• Prüfungsanordnung, 
• Stundung, 
• Haftungsbescheid. 

Die Anrechnung von Lohnsteuer bzw. Vorauszahlungen ist Teil eines weiteren VA: der sog. 
 Anrechnungsverfügung, die im Leistungsgebot endet.

Keine VA (sondern  Realakte) sind: 
• Prüfungsbericht, 
• Kontrollmitteilung, 
• Kontenabfrage, 
• telefonische Auskunft, 
• Mahnung, 
• Aufrechnungserklärung (Willenserklärung, BGB).

Beispiel:
Das FA erlässt am 11.12.12 einen ESt-Änderungsbescheid 05. Hiergegen wendet sich der 
Betroffene B mit Fax vom 13.01.13.

Lösung:
Das Fax lässt sich als Einspruch auslegen. Ein Einspruch ist nach § 347 AO statthaft, wenn 
ein VA angegriffen wird. Der Änderungsbescheid ist ein VA gem. § 118 AO, ein Einspruch 
ist statthaft.

2 Wirksamkeitsvoraussetzungen 

Zu den Wirksamkeitsvoraussetzungen gehören:
•  Bestimmtheit (§ 119 Abs. 1 AO): Der Betroffene muss dem VA – zumindest durch Ausle-

gung – entnehmen können, wer (§ 119 Abs. 3 AO) was von ihm fordert (vgl. § 157 Abs. 1 
Satz 2 AO speziell für einen Steuerbescheid als typischen VA). 

•  Form (§ 119 Abs. 2 AO): Grundsätzlich gilt Formfreiheit. Das Erfordernis der Schriftform 
ergibt sich aber zumeist aus Spezialvorschriften: 
 – § 157 Abs. 1 Satz 1 AO für den Steuerbescheid (Änderungsbescheid); 
 – § 157 Abs. 1 Satz 1 AO i. V. m. § 181 Abs. 1 Satz 1 AO für einen Feststellungsbescheid; 
 – § 191 AO für einen Haftungsbescheid; 
 – § 196 AO für eine Prüfungsanordnung. 

In der Praxis ergehen mündliche VA allenfalls bei Stundung (§ 222 AO) und Fristverlän-
gerung (§ 109 AO). Formverstöße machen einen VA gem. § 125 Abs. 1 AO unwirksam. 

•  Nebenbestimmungen (§ 120 AO): Relevant sind v. a. der Vorbehalt der Nachprüfung gem. 
§ 164 AO, die Vorläufi gkeit gem. § 165 AO und der Widerrufsvorbehalt (v. a. bei Stundung).

•  Begründung (§ 121 AO): Sie ist regelmäßig erforderlich, um die Entscheidung verständlich 
und so einen Rechtsbehelf ggf. überfl üssig zu machen. V. a. bei Ermessensentscheidungen 
muss (im Gesetz: »kann«) aus ihr deutlich werden, dass das FA das Ermessen erkannte und 
wie es ausgeübt wurde. Eine fehlende Begründung kann gem. § 126 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
AO (bis ins Klageverfahren) nachgeholt werden.

•  Anhörung (§ 91 AO): Bevor ein belastender VA ergeht, muss der Betroffene gehört werden; 
auf diese Weise kann eventuell ein Rechtsbehelf vermieden werden.

 Verfahrensfehler können entweder nach § 126 AO geheilt werden oder nach § 127 AO un-
beachtlich sein: Fällt nämlich die getroffene Entscheidung dennoch zutreffend aus, ist der 
Fehler unschädlich. Ansonsten aber wird ein durch zulässigen Einspruch angegriffener und 
hiernach fehlerhafter VA aufgehoben.
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Beispiel:
Das FA erlässt am 11.12.12 einen ESt-Änderungsbescheid 05. Hiergegen wendet sich der 
Betroffene B mit Fax vom 13.01.13. Er trägt vor, das FA sei örtlich nicht zuständig und 
auch nicht nach der in der Begründung des Bescheids angegebenen Korrekturvorschrift 
zur Änderung berechtigt gewesen.

Lösung:
War die Steuer zwar nicht aufgrund der vom FA zitierten Rechtsgrundlage, aber durch 
eine andere Vorschrift änderbar, kann die Begründung im Einspruchsverfahren gem. § 126 
Abs. 1 (analog Nr. 2) AO ausgetauscht werden. Eine örtliche Unzuständigkeit bleibt dann 
nach § 127 AO unbeachtlich. Der (zulässige) Einspruch wird als unbegründet abgewiesen.

Abwandlung: 
Ergibt die Gesamtüberprüfung im Einspruchsverfahren gem. § 367 Abs. 2 AO allerdings 
zusätzlich, dass die Steuer zu hoch festgesetzt wurde, ist der Einspruch insgesamt begründet, 
der Änderungsbescheid wird aufgehoben – das zuständige FA muss ggf. neu entscheiden.

3  Adressierung

Der VA muss sich an einen bestimmten Inhaltsadressaten richten. Er ergeht ausnahmsweise 
an einen anderen Bekanntgabeadressaten oder an einen Bekanntgabeempfänger. Besonder-
heiten bestehen bei einheitlichen Feststellungsbescheiden.

3.1  Inhaltsadressat

Betroffen ist regelmäßig diejenige Person, deren Verhältnisse geregelt werden (natürliche/
juristische Person, Personenvereinigung). Ausnahmsweise können mehrere Inhaltsadressaten 
zusammengefasst werden (vgl. § 155 Abs. 3 AO; AEAO zu § 122 Nr. 2.1, 4.4.5: Ehegatten 
bei Zusammenveranlagung – hier genügt zudem gem. § 122 Abs. [6 und] 7 AO ggf. eine 
Ausfertigung). 

3.2  Bekanntgabeadressat

Der Inhaltsadressat ist regelmäßig zugleich Bekanntgabeadressat. Besonderheiten bestehen 
i.R.v. § 79 AO: Auch  Handlungsunfähige i. S. v. § 79 Abs. 1 Nr. 1 AO können (partiell) steu-
errechtsfähig und daher Inhaltsadressat eines VA sein. Sie können aber den VA nicht zur 
Kenntnis nehmen. Bekanntgabeadressat ist der gesetzliche Vertreter (AEAO zu § 122 Nr. 1.4.2). 
Das FA muss auf das Vertretungsverhältnis hinweisen. I. R. d. beschränkten Handlungsun-
fähigkeit ist der Minderjährige selbst Bekanntgabeadressat eines VA (§ 79 Abs.1 Nr. 2 AO).

Beispiel:
Der zweijährige E erbt das Unternehmen der Tante, das fortgeführt wird. 

Lösung:
E kann weder selbst Steuererklärungen abgeben noch Empfänger eines VA sein. Er wird 
vertreten von seinen Eltern: E ist Inhaltsadressat, die Eltern sind Bekanntgabeadressat, was 
sie aus einem entsprechenden Hinweis im Bescheid erkennen können.

Beispiel:
Die 16-jährige A ist erlaubtermaßen selbständig als Model tätig. Sie kann wirksam USt-
Voranmeldungen abgeben. Den an A adressierten geänderten USt-Bescheid fechten ihre 
Eltern nach Ablauf der Einspruchsfrist an. Sie gehen davon aus, dass der Bescheid nicht 
wirksam wurde.
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Lösung:
Der Einspruch wird gem. § 358 AO verworfen. Die Einspruchsfrist gem. § 355 AO war 
verstrichen. Sie begann mit der Bekanntgabe des USt-Änderungsbescheids an A. Die Be-
kanntgabe war angesichts § 79 Abs. 1 Nr. 2 AO wirksam.

Stirbt der Stpfl . oder geht er sonst unter (Fortführung der Gesellschaft durch den letztverblie-
benen Gesellschafter nach Anwachsung, Verschmelzung u. a.), wird der noch zu erlassende 
VA dem  Gesamtrechtsnachfolger (§ 45 AO) unter Hinweis auf die Nachfolge bekannt gegeben 
(AEAO zu § 122 Nr. 2.12.2). 

3.3 Personengesellschaft/Gemeinschaft

Hier ist zu unterscheiden.  Betriebsteuerbescheide werden an die Vereinigung adressiert (z. B. 
ein geänderter USt-Bescheid); die Bekanntgabe erfolgt unter dem geschäftsüblichen Namen 
(Firma) der juristischen Person bzw. der PersG/ggf. der Gemeinschaft (AEAO zu § 122 Nr. 2.4.1.2 
und 2.4.1.3). Der Name des Vertreters oder der Beteiligten muss in all diesen Fällen nicht 
(zusätzlich) angegeben sein. Inhaltsadressat gesonderter und einheitlicher Feststellungen 
ist dagegen nicht die Gesellschaft/Gemeinschaft. Im Bescheid müssen (irgendwo, insb. bei 
der Verteilung von Gewinn/Verlust) sämtliche Feststellungsbeteiligten als Inhaltsadressaten 
aufgeführt sein. Fehlt ein Beteiligter, wirkt (nur) ihm gegenüber der Bescheid nicht (AEAO 
zu § 122 Nr. 2.5, 4.7).

§ 183 AO vereinfacht die Bekanntgabe an die einzelnen Gesellschafter durch die Möglichkeit 
der Benennung eines  Empfangsbevollmächtigten:
• Gewählter Empfänger (§ 183 Abs. 1 Satz 1 AO): Die Gemeinschafter/Gesellschafter bestim-

men einen Empfangsbevollmächtigten. 
• (Beliebiger) Vertreter: Andernfalls wird an einen der Vertreter/Verwalter bekannt gegeben 

(§ 183 Abs. 1 Satz 2 AO). 
• Vorgeschlagener Empfänger (§ 183 Abs. 1 Satz 3, 4 AO): Das FA schlägt einen Bevoll-

mächtigten vor. Benennen die Beteiligten eine hiervon abweichende Person, gilt § 183 
Abs. 1 Satz 1 AO.

• Nach § 183 Abs. 1 Satz 5 AO weist das FA darauf hin, dass die Bekanntgabe für alle Beteiligten 
wirkt. (Ansonsten wird der Bescheid nur dem konkreten Empfänger gegenüber wirksam.)

• Ist die Gesellschaft/Gemeinschaft »gestört«, ist nach § 183 Abs. 2 AO Einzelbekanntgabe 
erforderlich; der Feststellungsbescheid beschränkt sich dann auf die jeweiligen persönlichen 
Besteuerungsgrundlagen (AEAO zu § 122 Nr. 2.5.6).

• § 183 Abs. 2 AO wird durch § 183 Abs. 3 AO durchbrochen, wenn ein Empfangsbevollmäch-
tigter nach § 183 Abs. 1 Satz 1 AO vorhanden ist und der ausgeschiedene Gesellschafter 
nicht dem FA gegenüber die erteilte Bevollmächtigung widerrufen hat.

Beispiel:
A wurde einvernehmlich als Empfangsbevollmächtigte der T-A-G-OHG benannt. Dass T in 
10 aus der OHG ausgeschieden ist, weiß das FA aus einem HR-Auszug. Das FA gab den 
Feststellungsbescheid 09 am 12.06.12 mit einem Hinweis gem. § 181 Abs. 1 Satz 5 AO 
nur an A bekannt. Nach Ablauf der Einspruchsfrist legt T Einspruch ein und trägt vor, der 
Bescheid sei ihm gegenüber nicht wirksam geworden.

Lösung:
Der Einspruch wird nach § 358 AO verworfen, weil er zu spät, daher unzulässig erhoben 
wurde, solange nicht Wiedereinsetzung gem. § 110 AO zu gewähren ist. Die Bekanntgabe 
an A war gem. § 183 Abs. 1, Abs. 3 AO auch gegenüber T wirksam, solange dieser die 
Empfangsvollmacht nicht dem FA gegenüber widerrief.
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3.4  Bekanntgabeempfänger

Der Betroffene kann einen Dritten, häufi g seinen Steuerberater, als Bekanntgabeempfänger 
einschalten. Die Bekanntgabe kann dann entweder an den Betroffenen selbst nach § 122 
Abs. 1 Satz 1 AO oder nach Satz 3 an den Bevollmächtigten erfolgen (Ermessen, § 122 AO 
geht § 80 AO vor). Liegt dem FA eine Bekanntgabevollmacht vor (Feststellungslast des Stpfl .), 
muss das FA einen VA dem Bevollmächtigten i. d. R. bekannt geben. Ggf. wird der Bekannt-
gabefehler durch eine tatsächliche Bekanntgabe geheilt (Stpfl . bringt den Bescheid seinem 
Berater, AEAO zu § 122 Nr. 1.7).

4  Wirksamkeit

Ein VA wird gem. § 124 Abs. 1 AO mit seiner Bekanntgabe wirksam, muss also dem Adres-
saten (tatsächlich) auch zugehen. Dazu muss der VA so in den Machtbereich des Adressaten 
gelangen, dass dieser ihn unter normalen Umständen zur Kenntnis nehmen kann (Briefkasten, 
Postfach, Empfangsbekenntnis; mündliche [telefonische] VA gehen akustisch zu).

Der VA wird gem. § 124 Abs. 1 AO mit seinem Inhalt wirksam. Dies gilt auch für rechts-
widrige VA, solange der Fehler nicht zur Nichtigkeit gem. §§ 124 Abs. 3, 125 AO führt. 

Beispiel:
Das FA hat die ESt 02 des B mit Bescheid vom 18.01.04 auf 100.000 € festgesetzt statt 
richtigerweise mit 12.000 €. Hierauf weist B mit Schreiben vom 25.02.04 hin.

Lösung:
Ein Einspruch scheitert regelmäßig an der Einspruchsfrist des § 355 AO. Der Bescheid ist 
zwar rechtswidrig, weil die Steuer unzutreffend festgesetzt wurde, wurde aber dennoch 
nach § 124 Abs. 1 AO wirksam. Dass eine Steuer falsch festgesetzt wird, ist ein typischer 
Fehler im Massenverfahren, ist nicht schwerwiegend und offenkundig i. S. v. § 125 Abs. 1 
AO. B muss die festgesetzte Steuer zahlen. Er hätte seine Interessen durch rechtzeitigen 
Einspruch wahren sollen.

4.1  Fehlende Bekanntgabe

Der VA wird nicht wirksam. Das FA ist nicht gebunden, könnte also im zweiten Anlauf eine 
abweichende Entscheidung bekannt geben. Auch der Stpfl . muss die Entscheidung nicht 
befolgen, muss nicht Einspruch einlegen, darf es aber.

Beispiel (vgl. Steuerberaterklausur 2011):
Das FA setzt die Steuer des Gottlob Maier auf 30.000 € fest. Dieser war tags zuvor gestorben.

Lösung:
Der Inhaltsadressat existierte im Zeitpunkt des VA nicht mehr. Der VA blieb unwirksam. 
Auch der Erbe muss nicht zahlen. Das FA wird den Steuerbescheid (an den Erben als 
Gesamtrechtsnachfolger, § 45 AO) nochmals bekannt geben. Dieser Bescheid wird nun 
erstmals wirksam.

Trägt der Stpfl . vor, einen durch die Post übermittelten Steuerbescheid nicht erhalten zu haben 
( bestrittene Bekanntgabe), muss er dafür keine bestimmten Umstände vortragen. Dem FA 
obliegt gem. § 122 Abs. 2 AO der volle Beweis über den Zugang. 
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4.2  Zeitpunkt der Bekanntgabe

§ 122 Abs. 2 Nr. 1 AO enthält hierzu eine Fiktion. Die 3-Tage-Frist wird berechnet ab Abgang 
des VA beim FA (Postausgang). Dabei kann es zu einer Verschiebung aus § 108 Abs. 3 AO 
kommen.

Beispiel:
Der VA wird am Mittwoch, den 20.11.12, vom FA zur Post gegeben. Der Stpfl . legt mit Fax 
vom 27.12.12 Einspruch ein.

Lösung:
Der Einspruch ist fristgerecht eingelegt. Nach § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO wäre der VA mit Ablauf 
des 23.11.12 wirksam geworden. Da es sich hierbei um einen Samstag handelt, wird die 
Bekanntgabe durch § 108 Abs. 3 AO auf den Ablauf des 25.11.12 verschoben. Die Ein-
spruchsfrist endet gem. § 355 AO i. V. m. § 108 Abs. 1 AO und §§ 187, 188 BGB regulär am 
25.12.12, gem. § 108 Abs. 3 AO aber wiederum verschoben auf den Ablauf des 27.12.12. 

Bei tatsächlich  späterer Bekanntgabe wird der VA gem. § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO entsprechend 
später wirksam. Der Stpfl . muss substantiiert Gründe vortragen, die Zweifel an der 3-Tages-
Frist erwecken. Angesichts der Feststellungslast des FA gelten keine hohen Anforderungen. 
Der Stpfl . sollte ggf. den Briefumschlag aufbewahren (Obliegenheit; BFH vom 05.08.2011, 
III B 76/11, BFH/NV 2011,1845). Missachtet das FA eine ihm mitgeteilte Empfangsvollmacht 
des Vertreters/Steuerberaters, wird der Bekanntgabemangel durch Übergabe an den Bevoll-
mächtigten  geheilt; erst jetzt beginnt die Einspruchsfrist (vgl. AEAO zu § 122 Nr. 1.7.3). 

Beispiel:
Das FA erhält den Einspruch des S gegen den Bescheid vom 12.06. erst am 17.07. S trägt 
(unwiderlegbar) vor, der Bescheid sei vom Briefträger versehentlich in den Briefkasten einer 
Mitbewohnerin eingeworfen und ihm erst am Samstag, den 18.06. übergeben worden.

Lösung:
Der VA wurde erst am 18.06. wirksam (keine Verschiebung nach § 108 Abs. 1 AO). Die 
Einspruchsfrist endet erst mit Ablauf des 18.07. Der Einspruch liegt rechtzeitig vor.

Eine  frühere Bekanntgabe ändert im Umkehrschluss aus § 122 Abs. 2 AO nichts an der 
3-Tages-Regelung.

4.3  Widerruf eines Verwaltungsakts

Das FA kann (außerhalb des § 131 AO) einen VA, der bereits das FA verlassen hat, innerhalb 
der 3-Tage-Frist gegenüber dem Empfänger formfrei widerrufen und anschließend neu in der 
Sache entscheiden (AEAO zu § 124 Nr. 6 AEAO).

5  Bindungswirkung

Sobald ein VA wirksam wird, bindet er die Beteiligten. Das FA kann nicht ohne Weiteres eine 
hiervon abweichende Entscheidung treffen, sondern nur dann, wenn es eine Rechtsgrundlage 
zur Änderung gibt (Korrekturrecht). Der Adressat muss die Regelung befolgen. Er muss die 
festgesetzte Steuer zahlen. Andernfalls muss er den VA (durch Einspruch) anfechten. Alter-
nativ kann auch der Stpfl . eine Änderung nach den Regeln des Korrekturrechts beantragen.
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6  Bestandskraft

Legt der Adressat eines VA innerhalb der Rechtsbehelfsfrist keinen Einspruch ein (und liegt 
kein Fall der Wiedereinsetzung vor), tritt formelle Bestandskraft ein. Der Inhalt wird dann 
als richtig zugrunde gelegt. Ausnahmsweise steht aber noch die materielle Bestandskraft aus, 
wenn der VA unter Vorbehalt der Nachprüfung gem. § 164 AO erging bzw. im Umfang einer 
Vorläufi gkeit nach § 165 AO. Dann ist zwar kein Einspruch mehr zulässig, aber eine Änderung.

7 Aufbau eines Verwaltungsakts

Maßgeblich ist (letztlich nur) die Entscheidung (Tenor): »Die ESt wird festgesetzt auf 50.000 €«, 
»Der Gewinn wird festgestellt mit 100.000 €«, »Sie werden in Haftung genommen für die USt 
2012 der A-GmbH i. H. v. 10.000 €.« 

Die Grundlagen der Entscheidung ergeben sich aus dem  Begründungsteil. Fehlt eine 
Begründung, wird ggf. gem. § 126 Abs. 3 AO in die Einspruchsfrist wieder eingesetzt. Fehlt 
die erforderliche  Rechtsbehelfsbelehrung, berührt dies nicht den VA selbst, sondern führt 
nur zur Verlängerung der Einspruchsfrist gem. § 356 AO.

Regelmäßig gehört die Berechnung der Steuer (z. B. § 2 EStG) gem. § 157 Abs. 2 AO zur 
Begründung. Ausnahmsweise werden gem. § 179 AO die  Besteuerungsgrundlagen durch 
selbständigen VA festgestellt. Für ihn gelten die Besteuerungsvorschriften gem. § 181 Abs. 1 
Satz 1 AO entsprechend. Ein spezielles FA ist nach § 18 AO zuständig, erlässt den VA an 
den/die Betroffenen und informiert das Folge-FA. Die Betroffenen können gegen den Feststel-
lungsbescheid Einspruch einlegen (§ 351 Abs. 2 AO), das Folge-FA ist an die Feststellungen 
gebunden (vgl. §§ 155 Abs. 2, 162 Abs. 5, 182 Abs. 1 Satz 1, 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 171 
Abs. 10 Satz 1 AO).

Die mehrere Beteiligte betreffenden Besteuerungsgrundlagen werden gesondert und 
einheitlich festgestellt (v. a. PersG, wegen § 180 Abs. 3 Nr. 2 AO nicht: Vermietungseinkünfte 
von zusammenveranlagten Ehegatten). Vgl. § 179 Abs. 1, 2 i. V. m. § 180 Abs. 1 Nr. 2a AO.

Wenn bei einem Stpfl . mit Gewinneinkünften Wohnsitz-FA gem. § 19 AO und Gewinn-FA 
gem. § 18 Abs. 1 Nr. 2, 3 AO zum Stichtag auseinanderfallen, ergeht ein Feststellungsbescheid 
nach § 180 Abs. 1 Nr. 2b AO; er unterbleibt aber nach § 180 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 AO, wenn 
der Stpfl . zwischenzeitlich seinen Wohnsitz in den Bezirk des Lage-FA verlegte (BFH vom 
24.03.2011, IV R 13/09, BFH/NV 2011, 1826). 

IV  Einspruchsrecht

Zu unterscheiden sind Zulässigkeit und Begründetheit. Nur ein  zulässiger Einspruch führt 
zu einer Gesamtüberprüfung in der Sache (§ 367 Abs. 2 AO). Ist der Einspruch unzulässig, 
wird er gem. § 358 AO verworfen, eine etwaige Rechtswidrigkeit des VA ist angesichts der 
eingetretenen formellen Bestandskraft unerheblich. Dagegen hindert ein zulässiger Einspruch 
den Eintritt der Bestandskraft, der Bescheid wird offengehalten. Fehler, die sich bei der Ge-
samtüberprüfung herausstellen, werden »repariert«; dies geschieht zugunsten oder ggf. zulasten 
des Einspruchsführers (»verlängertes Veranlagungsverfahren«). Auf die Voraussetzungen des 
Korrekturrechts kommt es i. d. R. nicht an! Trotz  zulässigen Einspruchs muss gem. § 361 
Abs. 1 AO die Rechtsfolge des VA beachtet/vollzogen werden (v. a. Zahlung der festgesetz-
ten Steuer); allerdings kann zusätzlich zum Einspruch unter den Voraussetzungen des § 361 
Abs. 2 AO  Aussetzung der Vollziehung (AdV) beantragt werden. Das Einspruchsverfahren 
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ist kostenlos. Einspruchsführer und FA haben jeweils ihre eigenen Aufwendungen zu tragen. 
Eine Erstattung kann sich dann ergeben, wenn die Hinzuziehung der Beratung in einem an-
schließenden Klageverfahren oder aufgrund Amtshaftung im Vorverfahren für erforderlich 
erklärt wird (Art. 34 GG i. V. m. § 839 BGB). Außerdem ist ein erfolgloses Einspruchsverfahren 
Sachurteilsvoraussetzung für die praxisrelevanten Klagen (§ 44 FGO).

Beispiel:
S wendet sich schriftlich innerhalb eines Monats gegen einen Steuerbescheid. Er begrün-
det dies 
a) damit, dass das FA zu Unrecht bestimmte von ihm erklärte Betriebsausgaben nicht 

berücksichtigte und/oder 
b) damit, dass er bestimmte Betriebsausgaben nacherklärt. 

Lösung:
Nicht eindeutige Erklärungen des FA und des Bürgers sind unter Berücksichtigung aller 
bekannten Umstände (entsprechend § 133 BGB) nach dem Empfängerhorizont auszu-
legen. Zugunsten des Stpfl . ist auf dem Hintergrund des Art. 19 Abs. 4 GG regelmäßig 
von einem Einspruch auszugehen, da er hierdurch am ehesten seine Interessen (Gesamt-
überprüfung und Möglichkeit einer AdV) wahrt. Anders wäre es, wenn der Stpfl . eine 
»schlichte  Änderung« oder erkennbar nur eine konkrete Änderung zutreffend beantragt 
oder sich auf »§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO« beruft.
Treffen die Angaben des S zu, wird das FA im Einspruchsverfahren die Steuer jeweils he-
rabsetzen. Bis zur Entscheidung des FA kann S auch noch weitere Gründe nachschieben 
und den Einspruch erweitern. Auf das Vorliegen von Korrekturvoraussetzungen (z. B. § 173 
Abs. 1 Nr. 2 AO) kommt es jeweils nicht an.

1 Zulässigkeit eines  Einspruchs

Die Voraussetzungen ergeben sich aus §§ 347 ff. AO (vgl. § 358 AO).

1.1  Statthaftigkeit

Ein Einspruch ist gem. § 347 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 AO statthaft, wenn ein VA i. S. v. 
§ 118 AO angegriffen wird.

Im Sonderfall des § 347 Abs. 1 Satz 2 AO ( Untätigkeitseinspruch) wehrt sich der Stpfl . 
dagegen, dass das FA über einen Antrag unangemessen lang nicht entscheidet: bei Eilsachen 
(Stundung, AdV) ist binnen weniger Tage, bei Änderungsanträgen analog § 46 FGO binnen 
sechs Monaten zu entscheiden, wenn nicht besondere Gründe vorliegen. Als Besonderheiten 
sind zu beachten:
•  Schein-VA: Ist der »VA« in Wahrheit nicht wirksam bekannt gegeben worden oder nach 

§ 125 Abs. 1 AO nichtig, muss der Stpfl . zwar keinen Einspruch einlegen, darf dies aber, 
um seine Interessen zu wahren – er kann solche Fälle nämlich nicht sicher zu nur rechts-
widrigen, aber wirksamen VA abgrenzen (AEAO zu § 347 Nr. 1).

•  Sammel-VA/Zusammengefasster VA: Hier verkörpert der Bescheid in Wahrheit mehrere VA. 
Dabei besteht die Gefahr, dass der Einspruchsführer zunächst nur eine der dort enthaltenen 
Entscheidungen angreift und seine Einwendungen erst nach Ablauf der Einspruchsfrist auf 
andere Entscheidungen des zusammengefassten VA »ausdehnt« – wegen Fristversäumnis 
ist ein solcher (in Wahrheit) weiterer Einspruch dann unzulässig.
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Beispiele:
1. Die Einsprüche der Ehegatten gegen »den« ESt-Zusammenveranlagungsbescheid 01 sind 

in Wirklichkeit zwei Einsprüche gegen zwei ESt-Bescheide. 
2. Bei einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellungsbescheiden gibt es mehrere selb-

ständig angreifbare Entscheidungen: Ordnungsmäßigkeit der Buchführung, Qualifi kation 
der Einkünfte, Höhe des Gesamtgewinns, des laufenden Gewinns, des Veräußerungsge-
winns, Verteilung des Gewinns, Höhe von Sondergewinnen, Grund der Zinsfestsetzung 
u. a. 

3. Bei Einheitswertbescheiden wird über Wert, Art und Zurechnung entschieden.
4. Auch Haftungsbescheide (§ 191 AO) fassen häufi g mehrere VA zusammen.

Auch gegen  Vollabhilfebescheide gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO und gegen 
Betragserrechnungsbescheide gem. § 100 Abs. 2 Satz 3 FGO ist Einspruch statthaft.

Wird über einen (Korrektur-)Antrag durch  Allgemeinverfügung gem. § 172 Abs. 3 AO 
entschieden, ist hiergegen gem. § 348 Nr. 6 AO nur eine Klage zulässig.

1.2  Beschwer gem. § 350 AO

Zur Zulässigkeit genügt, dass der Einspruchsführer eine Beschwer schlüssig geltend macht. 
Ein Grundlagenbescheid (z. B. Gewinnfeststellung einer OHG) entfaltet eine Beschwer durch 
seine Umsetzung im Folgebescheid nach § 182 Abs. 1 Satz 1 AO. Nur ausnahmsweise ist eine 
Beschwer schlüssig, wenn die Steuer 0 beträgt oder eine höhere Steuer angestrebt wird (vgl. 
AEAO zu § 350 Nr. 2, 3).

Wurde wegen eines Musterverfahrens die Steuer gem. § 165 Abs. 1 Satz 2 AO vorläufi g 
festgesetzt, fehlt für einen Einspruch, mit dem gerade der vorläufi ge Punkt angegriffen wird, 
i. d. R. das Rechtsschutzbedürfnis (AEAO zu § 350 Nr. 6 Satz 5). 

1.2.1 Ausnahme gem. § 351 Abs. 1 AO
Richtet sich ein Einspruch gegen einen Bescheid, der einen bereits bestandskräftigen VA 
änderte, entfaltet dieser alte Bescheid wegen der Bestandskraft keine aktuelle Beschwer mehr. 
Eine Beschwer besteht nur hinsichtlich der jetzt erfolgten Änderung, so dass eine Anfechtung 
regelmäßig nur in diesem eingeschränkten Umfang zulässig ist. In der Klausur empfi ehlt es 
sich aber, § 351 AO inhaltlich erst bei der Begründetheit abzuhandeln (s. u.).

1.2.2 Ausnahme gem. § 351 Abs. 2 AO
Unter den Voraussetzungen des § 179 AO werden bestimmte Besteuerungsgrundlagen selb-
ständig festgestellt. Ist der Betroffene mit dem Feststellungsbescheid nicht einverstanden, 
muss er rechtzeitig gegen diesen Grundlagenbescheid vorgehen und kann dies nicht erst mit 
einem Einspruch gegen den Folgebescheid nachholen.

1.3  Form (und  Inhalt)

Der  Einspruch muss gem. § 357 Abs. 1 AO schriftlich eingelegt werden. Entgegen § 126 BGB 
ist eine Unterschrift gem. § 357 Abs. 1 Satz 2 AO nicht (unbedingt) erforderlich (anders bei der 
Klage, § 64 FGO!), auch muss der Begriff »Einspruch« nicht fallen. Erforderlich ist nur, dass 
sich aus dem Schreiben (notfalls durch  Auslegung) ergibt, wer wogegen vorgehen will. Eine 
 Erklärung zur Niederschrift enthält – anders als ein bloßer Aktenvermerk – eine Erklärung des 
Stpfl ., die das FA »in dessen Sprache« aufnimmt, vorliest und vom Stpfl . unterschreiben lässt 
(vorgelesen und genehmigt). § 357 Abs. 3 AO enthält für die  Begründung eines Einspruchs 
nur Sollvorschriften. Ein »vorsorglicher« Einspruch ohne Begründung ist zulässig. Wird die 
Begründung nicht nachgereicht, wird das FA den Einspruch entweder ohne intensive Prüfung 
als »nach Aktenlage unbegründet« zurückweisen oder eine Frist nach § 364b AO setzen. 
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1.4  Einspruchsfrist

Die Einspruchsfrist beträgt gem. § 355 Abs. 1 AO einen Monat ab Bekanntgabe des Bescheids 
(§ 122 AO). Bei schriftlichen VA ist dafür eine korrekte Rechtsbehelfsbelehrung vorausgesetzt 
(§ 356 Abs. 1 AO); andernfalls gilt gem. § 356 Abs. 2 AO eine Jahresfrist. Wird die Belehrung 
nachgebessert, beginnt eine Monatsfrist zu laufen. Bei Steueranmeldungen gibt es keine 
Rechtsbehelfsbelehrung (§ 355 Abs. 1 Satz 2 AO; kein Problem des § 356 AO). Der Untätig-
keitseinspruch (§ 347 Abs. 1 Satz 2 AO) ist unbefristet, darf aber nicht vorzeitig eingelegt 
werden. Nichtige oder nicht wirksam bekannt gegebene (Schein-)VA können unbefristet mit 
Einspruch angegriffen werden. Ihnen fehlt eine wirksame Bekanntgabe bzw. sie lösen keine 
Bestandskraft aus.

1.4.1 Berechnung
Für die fristauslösende Bekanntgabe gelten die obigen Ausführungen zur Bekanntgabe eines 
VA (§ 122 Abs. 2 Nr. 1 AO). Die anschließende Berechnung folgt § 108 Abs. 1 AO, §§ 187, 188 
BGB. Bezweifelt der Einspruchsführer, dass der angegriffene VA an dem aufgedruckten Be-
scheiddatum tatsächlich zur Post ging, entscheiden FA/FG nach freier Beweiswürdigung. I.d.R. 
genügt, dass das FA den tatsächlichen (ordnungsgemäßen) Verlauf des Bescheidverschickens 
schildert (vgl. BFH vom 20.04.2011, III B 124/10, BFH/NV 2011, 1110). § 108 Abs. 3 AO ist 
sowohl in Bezug auf die Frist des § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO als auch für das Ende der  Einspruchsfrist 
zu beachten. Bei Steueranmeldungen beginnt die Einspruchsfrist gem. § 155 Abs. 1 Satz 2 
AO mit Eingang beim FA oder mit Bekanntgabe der (auch formlosen) Zustimmung. Wurde 
die angefochtene Entscheidung förmlich zugestellt, erbringt die  Postzustellungsurkunde als 
öffentliche Urkunde vollen Beweis für die darin bezeugten Angaben; ggf. ist ein Gegenbeweis 
anzutreten. Der Eingangsstempel bei FA/FG entscheidet regelmäßig über die Rechtzeitigkeit.

Beispiel:
G und T werden zusammen zur ESt/KiSt/Soli 11 veranlagt. Den Bescheid vom 23.01.13 
erhalten sie erst am Mittwoch, den 30.01.13. G sendet am Abend des 28.02.13 ein Fax 
an das zuständige FA: »Wir halten den Bescheid vom 23.01.13 für falsch.«

Lösung:
Die Auslegung ergibt, dass beide Ehegatten Einspruch einlegen (»Wir«). Der Einspruch ist 
nicht näher eingegrenzt, ist also auf alle Festsetzungen des Sammel-VA zu beziehen (ESt, 
KiSt und Soli). Eine Beschwer gem. § 350 AO ist schlüssig, wenn der Bescheid eine Zahl-
last ergibt. Die Form des § 357 Abs. 1 AO ist gewahrt, auch wenn (noch) keine Gründe für 
den Einspruch angegeben sind (§ 357 Abs. 3 AO). Auch die Frist des § 355 Abs. 1 AO ist 
gewahrt: Sie begann gem. § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO mit dem tatsächlich späteren Zugang 
am 30.01.13 und endete gem. § 108 Abs. 1 AO i. V. m. §§ 187, 188 Abs. 2, 3 BGB mit 
Ablauf des 28.02.13.
(Mit der Fax-Übertragung sollte spätestens 20 Minuten vor Mitternacht des letzten Frist-
Tages begonnen werden, vgl. BFH vom 26.07.2011, VII R 30/10, BFH/NV 2011, 1967.)

1.4.2  Anbringungsbehörde i. S. d. § 357 Abs. 2 AO
(Richtige) Anbringungsbehörde ist immer das FA, das den angegriffenen VA erlassen hat 
(§ 357 Abs. 2 Satz 1 AO). Mehrere Anbringungsbehörden gibt es nach § 357 Abs. 2 Sätze 2 
und 3 AO: Ein  Einspruch gegen einen Grundlagenbescheid kann form- und fristwahrend 
sowohl beim Grundlagen- als auch beim Folge-FA eingelegt werden, ohne dass es auf die 
Weiterleitung ans Grundlagen-FA ankommt.

Wird der Einspruch bei einem unzuständigen FA eingelegt, muss das FA den  Irrläufer 
im ordnungsgemäßen Geschäftsgang an das zuständige FA weiterleiten: Geht der weiterge-
leitete Einspruch innerhalb der Frist beim zuständigen FA ein, ist der Einspruch gem. § 357 
Abs. 2 Satz 4 AO fristgerecht. Erreicht der weitergeleitete Einspruch das zuständige FA nicht 
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mehr rechtzeitig, ist zu unterscheiden: War die restliche Einspruchsfrist so kurz, dass der 
ordnungsgemäß weitergeleitete Einspruch nicht mehr rechtzeitig das zuständige FA erreichen 
konnte, wird der Einspruch gem. § 358 AO verworfen. Ist die Verspätung dagegen Folge nicht 
rechtzeitiger Weiterleitung, wird der Stpfl . gem. § 110 AO in die Einspruchsfrist wiedereinge-
setzt (AEAO zu § 110 Nr. 2 Satz 2; zu § 357 Nr. 2 Sätze 2 und 3).

Beispiel:
A wird beim FA Tübingen zur ESt veranlagt. Dem Gewinnfeststellungsbescheid 10 des FA 
Stuttgart vom 11.12.12 zufolge beträgt der Gewinnanteil der A an der T-A-G-OHG 50.000 €. 
a) A wirft am 14.01.13 ihren Einspruch gegen den Feststellungsbescheid beim FA Tübingen 

ein. Von dort weitergeleitet, trifft der Einspruch am 18.01.13 beim FA Stuttgart ein.
b) A wirft am 07.01.13 den Einspruch beim FA Reutlingen ein. Von dort verzögert weiter-

geleitet, kommt der Einspruch erst am 18.01.13 beim FA Stuttgart an.
c) A wirft am 12.01.13 den Einspruch beim FA Reutlingen ein. Das FA Stuttgart erhält den 

Einspruch am 18.01.13.

Lösung:
Die Einspruchsfrist begann mit Ablauf des 14.12.12 und endete mit Ablauf des 14.01.2013. 
a) A hat den Einspruch innerhalb der Frist des § 355 AO bei dem nach § 357 Abs. 2 

Satz 3 AO auch zuständigen FA eingelegt. Auf die Weiterleitung kommt es nicht an. Der 
Einspruch ist fristgerecht. 

b) A hat den Einspruch bei einem unzuständigen FA eingelegt. Dies ist gem. § 357 Abs. 2 
Satz 4 AO unschädlich, wenn der Einspruch dennoch rechtzeitig beim zuständigen FA 
eintrifft. Dabei darf der Stpfl . auf eine ordnungsgemäße Weiterleitung vertrauen. Hierfür 
dürften etwa fünf Arbeitstage anzusetzen sein. Wegen des Verzögerungsverschuldens 
des FA erhält A Wiedereinsetzung in die Einspruchsfrist nach § 110 AO. 

c) A darf nicht darauf vertrauen, dass eine rechtzeitige Weiterleitung in den verbleibenden 
zwei Tagen bis Fristende gelingt (BFH vom 17.01.2007, XI R 50/04, BFH/NV 2007, 944). 
A erhält keine Wiedereinsetzung, ihr Einspruch wird verworfen.

1.4.3  Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 110 AO)
Versäumt der Stpfl . eine gesetzliche Frist, ist grundsätzlich § 110 AO zu prüfen: Es muss ein 
Hinderungsgrund vorliegen (v. a. Krankheit, ggf. Urlaub). Den Betroffenen darf kein Ver-
schulden treffen. Er muss die versäumte Handlung innerhalb eines Monats nach Wegfall 
des Hindernisses nachholen. Die Glaubhaftmachung kann später erfolgen. Das FA setzt auf 
(rechtzeitigen) Antrag oder von Amts wegen wieder ein. Wird Wiedereinsetzung gewährt 
und ist der Einspruch im Übrigen zulässig, wird in der Sache entschieden und dort auf die 
Wiedereinsetzung eingegangen. Umgekehrt ist die Ablehnung einer Wiedereinsetzung nur 
Begründung dafür, dass der Einspruch verworfen wird (§ 358 AO). Hiergegen muss ggf. 
geklagt werden.

Eigenes Verschulden liegt vor, wenn die Frist bei objektiver Betrachtung gewahrt werden 
konnte. Zugerechnet werden nach § 110 Abs. 1 Satz 2 AO Fehler von Angestellten, Ehegat-
ten, nicht von Empfangsbevollmächtigten gem. § 183 AO. Auch Fehler von Steuerberatern 
werden zugerechnet. Beim Personal wird unterschieden:  Büroorganisationsfehler (Personal 
falsch ausgewählt, keine Überwachung usw.) werden Berater und Stpfl . zugerechnet. Bloßes 
 Büroversehen geht nicht zulasten des Stpfl . Der Berater muss die äußerste, den Umständen 
des Falles angemessene und vernünftigerweise zu erwartende Sorgfalt auch in Bezug auf sein 
Personal anwenden: Bei Fristsachen ist regelmäßig neben dem Postausgangsbuch auch das 
Fristenkontrollbuch vorzulegen. Der Berater darf aber die routinemäßige Berechnung und 
Kontrolle gängiger Fristen durch zuverlässiges Büropersonal erledigen lassen (vgl. BFH vom 
25.10.2011, II B 38/11). 

Fehlt die nach § 121 AO erforderliche Begründung, führt auch dies gem. § 126 Abs. 3 
Satz 1 AO i. d. R. zur Wiedereinsetzung.
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1.5 Bevollmächtigter Steuerberater

Ein bevollmächtigter Steuerberater kann gem. § 80 Abs. 1 (Abs. 5) AO wirksam für den 
Mandanten Einspruch einlegen.

1.6 Ausnahme:  Einspruchsbefugnis (§ 352 AO)

Zusätzlich zu prüfen ist – (nur) bei Einsprüchen gegen einheitliche und gesonderte Feststel-
lungen (§§ 179 Abs. 1 und 2, 180 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. a AO) – die Einspruchsbefugnis 
gem. § 352 AO. Zu unterscheiden ist
• die Befugnis nach § 352 Abs. 1 Nr. 1 1. Alt. AO als Einspruch der Gesellschaft durch den 

Geschäftsführer/Vertreter – er kann den Gewinn/Verlust, den Gewinnanteil eines jeden 
Gesellschafters und sämtliche anderen Einwendungen geltend machen;

• für Gemeinschaften erhebt der Empfangsbevollmächtigte Einspruch gem. § 352 Abs. 1 
Nr. 1 2. Alt., Abs. 2 AO;

• andere Gesellschafter können ihren Gewinnanteil angreifen (Nr. 4) bzw. ihre 
Sonderbetriebseinnahmen/-ausgaben (Nr. 5); ausgeschiedene Gesellschafter können zudem 
den Gewinn anfechten (Nr. 3);

• Nr. 2 gilt v. a. nach der Aufl ösung der Gesellschaft. 

Beispiel:
G ist alleinige Geschäftsführerin der T-A-G-OHG. Sie macht mit ihrem form- und fristgerechten 
Einspruch gegen die einheitliche und gesonderte Feststellung einen höheren Verlust mit 
entsprechend erhöhten Verlustanteilen von T und A, sowie höhere eigene Sonderbetriebs-
ausgaben geltend. T erhebt gleichermaßen Einspruch. Die inzwischen ausgeschiedene A 
fi cht ebenfalls rechtzeitig den festgestellten Verlust und ihren Verlustanteil an.

Lösung:
G ist gem. § 352 Abs. 1 Nr. 1 AO in vollem Umfang einspruchsbefugt. Der Einspruch des T 
ist gem. § 352 Abs. 2 Nr. 4 AO nur in Bezug auf seinen eigenen Verlustanteil zulässig und 
wird im Übrigen verworfen. A ist nach § 352 Abs. 2 Nr. 3 AO mit beiden Einwendungen 
einspruchsbefugt.

1.7  Einspruchsrücknahme (§ 362 AO) und  Verzicht (§ 354 AO)

Wird ein Einspruch schriftlich zurückgenommen (v. a. nach Verböserungsandrohung gem. 
§ 367 Abs. 2 Satz 2 AO oder um eine Abweisung des Einspruchs zu vermeiden), führt dies 
zum Verbrauch des eingelegten Einspruchs. Der Einspruchsführer kann erneut Einspruch 
einlegen, wenn dies die ursprüngliche Einspruchsfrist noch zulässt. Nach der Rücknahme 
endet auch die  Ablaufhemmung des § 171 Abs. 3a AO. 

Der schriftliche Verzicht auf die Einlegung des Einspruchs führt gem. § 354 AO zum Ver-
brauch des Einspruchs insgesamt.

1.8 Checkliste für die Zulässigkeitsprüfung eines Einspruchs

Die Zulässigkeitsprüfung eines Einspruchs lässt sich wie folgt zusammenfassen:
1. Statthaftigkeit, VA angegriffen gem. § 347 Abs. 1 AO? Kein Fall gem. § 348 AO? 
2. Beschwer schlüssig geltend gemacht bzw. Rechtsschutzinteresse (§ 350 AO)?
2.1 Ggf. § 351 Abs. 1 AO bei Einspruch gegen Änderungsbescheid.
2.2 Ggf. Unterscheidung bei Grundlagen- und Folgebescheid (§ 351 Abs. 2 AO).
3. Form und Inhalt des Einspruchs (§ 357 Abs. 1, Abs. 3 AO)? 
4. Rechtsbehelfsfrist gewahrt (§ 355 AO)? Ggf. § 108 Abs. 3 oder § 110 AO.
5. Bevollmächtigung Steuerberater gem. § 80 Abs. 1 AO.
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6. Nur falls ein einheitlicher Feststellungsbescheid angegriffen ist: Einspruchsführer ein-
spruchsbefugt (§ 352 AO)? Wenn ja: inwieweit?

7. Nur bei Untätigkeitseinspruch: Zu früh gem. § 347 Abs. 1 Satz 2 AO?
8. Verbrauch des Einspruchs durch Verzicht (§ 354 AO) oder Rücknahme (§ 362 AO)?

2 Begründetheit eines Einspruchs

§ 367 Abs. 2 Satz 1 AO ermöglicht die vollumfängliche Überprüfung des angegriffenen VA 
( Gesamtaufrollung). Das FA ist nicht auf die Überprüfung der im Einspruch vorgetragenen 
Einwendungen beschränkt. Keine der Besteuerungsgrundlagen wird bestandskräftig. Der 
Einspruchsführer kann seine Einwendungen also ausweiten, auswechseln, zurücknehmen 
etc., solange über seinen Einspruch noch nicht entschieden ist. Die Überprüfung kann auch 
ergeben, dass die Steuer in Wahrheit zu niedrig festgesetzt wurde und dass zum Nachteil 
des Einspruchsführers zu entscheiden wäre: Erforderlich wird dann gem. § 367 Abs. 2 Satz 2 
AO ein  Verböserungshinweis, der es dem Stpfl . ermöglicht, den Einspruch nach § 362 AO 
zurückzunehmen – eine nachteilige Änderung kann dann nicht mehr im Einspruchsverfah-
ren, sondern nur noch korrekturrechtlich vorgenommen werden. Dies bedeutet andererseits, 
dass ein Verböserungshinweis nicht erforderlich ist bzw. eine Einspruchsrücknahme keinen 
Vorteil gewährt, wenn die nachteilige Folge ohnehin änderungsrechtlich zulässig ist, außer, 
dass die Korrektur nur wegen der Ablaufhemmung des § 171 Abs. 3a AO zulässig wäre (vgl. 
BFH vom 25.02.2009, IX R 24/08, DStR 2009, 1146). 

2.1 Schutz der  Bestandskraft (§ 351 Abs. 1 AO)

§ 351 AO sollte im Einzelnen erst bei der Begründetheit geprüft werden. Der Einspruch greift 
hier einen Änderungsbescheid an, der einen (im Zeitpunkt der Korrektur) bereits unanfecht-
baren VA korrigierte (§§ 129, 164 Abs. 2, 165 Abs. 2, 172 ff. AO). 

Der Rechtsbehelf gegen den (belastenden) Korrekturbescheid ist nur insoweit erfolgreich, 
»als die Korrektur reicht«. Dieser Umfang wird nicht über den Änderungssachverhalt defi -
niert, sondern über die hinzugekommene Steuer: Der Änderungsbescheid kann also auch 
mit Einwendungen angegriffen werden, die bereits im ursprünglichen/geänderten Bescheid 
begründet waren. Vgl. § 351 Abs.1 1. Alt. AO.

Beispiel:
Im Bescheid vom 02.07.02 war die ESt 01 auf 10.000 € festgesetzt worden. Das FA erhöhte 
am 02.04.07 die ESt 01 nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO auf 12.000 €. 

Lösung:
Per E-Mail vom 05.05.07 könnte der Einspruchsführer geltend machen, dass die Ände-
rungsvoraussetzungen des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO nicht vorlagen oder zuvor Verjährung oder 
weitere BA i. H. v. 1.000 € eingetreten seien oder dass das FA im Bescheid vom 02.07.02 
zuunrecht die damals geltend gemachten BA i. H. v. 1.000 € nicht berücksichtigt habe.

§ 351 Abs. 1 2. Alt. AO wird relevant, wenn mit dem Einspruch gegen den Änderungsbescheid 
eine Steuer noch unterhalb der ursprünglichen Festsetzung durchgesetzt werden soll. 
Hier kommt es zusätzlich auf das Korrekturrecht an. Gem. § 132 AO gilt das Korrekturrecht 
immer, unabhängig von der formellen Bestandskraft, und ist auch parallel zum Rechtsbe-
helfsverfahren anzuwenden. Der Stpfl . hat folglich jederzeit einen Anspruch auf Beachtung 
der Korrekturvorschriften (insb. zu seinen Gunsten). Wenn also die im Einspruch geltend 
gemachten Gründe auch einen Korrekturgrund zugunsten des Einspruchsführers erfüllen, ist 
der Einspruch insoweit begründet, auch wenn damit die Steuer im ursprünglichen (bestands-
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kräftig gewordenen und geänderten) Bescheid unterschritten wird. Unter diesen Vorausset-
zungen kann ein Einspruch also mehr Erfolg haben als nach der 1. Alt. Es wird das Ergebnis 
hergestellt, das bei richtiger Änderung nach §§ 129, 172–177 AO im angegriffenen VA gelten 
würde. Greift der Einspruch einen auf § 164 Abs. 2 AO gestützten Korrekturbescheid an, kann 
i.R. d. § 351 Abs. 1 2. Alt. AO auf jeden Fall auch eine Festsetzung unter die ursprüngliche 
Steuer erreicht werden.

Beispiel:
Der unanfechtbare endgültige ESt-Bescheid 01 wurde gem. § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO von 
70.000 € auf 72.000 € erhöht, weil die Voraussetzungen für eine Rückstellung nicht vor-
liegen. Der Stpfl . erstrebt mit seinem zulässigen Einspruch eine ESt von 68.000 €, weil 
der ursprüngliche Bescheid verschiedene Rechtsfehler zu seinen Lasten enthält (trifft zu). 

Lösung:
Sachlich richtig wäre, die ESt auf 68.000 € zu senken. § 351 Abs. 1 AO ist anzuwenden, 
weil der angegriffene Änderungsbescheid einen damals bereits unanfechtbaren Bescheid 
änderte. Der Stpfl . kann – nach der 1. Alt. des § 351 Abs. 1 AO – mit seinem Einspruch 
maximal eine Aufhebung der Änderung erreichen. Dabei spielt es im Rahmen zwischen 
70.000 € und 72.000 € keine Rolle, dass die behaupteten Fehler schon im ursprünglichen 
Bescheid enthalten waren, denn die Begründung nimmt an der Bestandskraft nicht teil. 
§ 351 Abs. 1 2. Alt. AO greift nicht, weil Rechtsfehler keinen Korrekturtatbestand erfüllen. 
Der Änderungsbescheid wird also im Einspruchsverfahren (schlicht) aufgehoben und es gilt 
dann wieder eine ESt von 70.000 €. Der weitergehende Antrag (Senkung unter 70.000 € 
ESt) ist unbegründet, insoweit wird der Einspruch abgewiesen.

Beispiel:
Der ursprüngliche unanfechtbare ESt-Bescheid wird von 70.000 € auf 72.000 € erhöht. Mit 
zulässigem Einspruch trägt der Stpfl . zutreffend zusätzliche Werbungskosten mit steuerlicher 
Auswirkung i. H. v. 2.500 € vor, die im Zusammenhang stehen mit den Einnahmen, die zur 
Änderung des ESt-Bescheids geführt haben. 

Lösung:
Der zulässige Einspruch ist in voller Höhe (Minderung der ESt um 2.500 € auf 69.500 €) 
begründet. Nach der 1. Alt. von § 351 Abs. 1 AO käme es zwar maximal zur Aufhebung 
des Änderungsbescheids (70.000 €). Die weitergehende Änderung stützt sich jedoch auf 
§ 351 Abs. 1 2. Alt. AO: Es liegen Tatsachen zugunsten des Stpfl . i. S. v. § 173 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 2 AO vor. 

Beispiel:
Es liegt ein Mix aus Korrekturfehlern und materiellen Fehlern vor:
Ursprünglicher endgültiger, unanfechtbarer ESt-Bescheid 01 10.000 € 
ESt-Änderungsbescheid gem. § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO 15.000 € 
Vom Einspruchsführer vorgetragener Rechtsfehler (»materieller Fehler») ./.   1.000 € 
Jetzt gefundener Änderungsfehler (§ 173 Abs. 1 Nr. 2 AO) ./.   5.000 € 

Lösung:
Der Einspruch ist in voller Höhe begründet, die ESt wird auf 9.000 € gesenkt:
Zunächst: § 351 Abs. 1 1. Alt. AO: 15.000 € ./. 1.000 € 14.000 €
Anschließend: § 351 Abs. 1, 2. Alt. AO: 14.000 € ./. 5.000 €   9.000 €
(Dasselbe ergibt sich aus der Kontrollüberlegung aus Korrekturrecht unter Berücksichtigung 
auch des § 177 AO, s. u.:
Oberer Rahmen 15.000 €
Unterer Rahmen   5.000 €
Zutreffende Steuer insgesamt (innerhalb des Rahmens)   9.000 €)
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2.2 Trennung  Grundlagenbescheid/ Folgebescheid (§ 351 Abs. 2 AO)

Der  Einspruch gegen den Folgebescheid ist unbegründet, wenn und soweit Fehler eines 
 Grundlagenbescheides vorliegen. § 351 Abs. 2 AO ist eine Folge der Bindungswirkung des 
Grundlagenbescheides (§§ 171 Abs. 10, 182 Abs. 1 AO): Im Einspruchverfahren über den 
Folgebescheid kann nicht über die Richtigkeit des Grundlagenbescheides gestritten werden. 
Schließlich stellt der Grundlagenbescheid selbst einen VA dar, der innerhalb seiner spezi-
fi schen Rechtsbehelfsfrist mit Einspruch angegriffen werden kann. Der Sachbearbeiter beim 
Folge-FA kennt zudem die Umstände des Feststellungsverfahrens nicht. Mit Einspruch gegen 
den Folgebescheid kann aber gerügt werden:
1. Der Grundlagenbescheid ist nichtig.
2. Der Grundlagenbescheid ist nicht wirksam bekannt gegeben.
3. Der Grundlagenbescheid ist nicht richtig umgesetzt.

Beispiel:
Mit seinem Einspruch vom 01.07. gegen den ESt-Bescheid vom 12.06. macht der Stpfl . 
weitere Sonderausgaben geltend, wie auch, dass der im Feststellungsbescheid festgestellte 
Gewinnanteil zu hoch sei.

Lösung:
Im Verfahren über den Einspruch gegen den ESt-(Folge-)Bescheid kann nur über die 
Sonderausgaben entschieden werden. Hinsichtlich der Gewinnrüge ist dieser Einspruch 
unzulässig bzw. unbegründet. 
Datiert der Feststellungsbescheid vom 05.05., kann das jetzige Schreiben auch nicht als 
zusätzlicher Einspruch gegen den Feststellungsbescheid ausgelegt werden. Der Einspruch 
wäre verspätet, wenn nicht ein Wiedereinsetzungsgrund vorliegt. 
Erging der Feststellungsbescheid dagegen erst am 01.06., ist von zwei Einsprüchen 
auszugehen (vgl. dazu § 357 Abs. 2 Satz 3 AO, s. o.): Beim Grundlagen-FA wird der 
Gewinnanteil, im verlängerten Veranlagungsverfahren (Folge-FA) werden die Sonderaus-
gaben überprüft.

2.3  Hinzuziehung gem. § 360 AO

Hinzugezogen wird ein Dritter, den die ausstehende Entscheidung betreffen kann. Eine 
gegenüber Einspruchsführer und Hinzugezogenem einheitliche Entscheidung über den Ein-
spruch soll verhindern, dass sich im Anschluss weitere Einspruchsverfahren ergeben. Nach 
erfolgter Hinzuziehung kann außerdem ggf. eine bestandskräftige Steuerfestsetzung gem. 
§ 174 Abs. 5 AO geändert werden. Die Hinzuziehung ist sowohl dem Hinzuziehenden als auch 
den sonstigen Beteiligten gem. § 359 AO bekannt zu geben. Sie ist ein VA und kann daher 
von sämtlichen bisherigen Beteiligten wie auch dem Hinzuzuziehenden angefochten werden. 
Dieser kann auch anfechten, wenn sein Antrag auf Hinzuziehung abgelehnt wird. Vor der 
Hinzuziehung (§ 360 Abs. 1 Satz 2 AO und AEAO § 360 Nr. 2) muss dem Einspruchsführer 
rechtliches Gehör gewährt werden (Steuergeheimnis, es sei denn, er hat die Hinzuziehung 
selbst angeregt), damit dieser seinen Einspruch ggf. zurücknehmen kann.

Zu unterscheiden ist zwischen einfacher und notwendiger Hinzuziehung:
•  Einfache Hinzuziehung (§ 360 Abs. 1 AO):

 – Hinzuziehung des einen Ehegatten (falls dieser selbst nicht Einspruch eingelegt hat, 
Auslegung) zum Einspruch des anderen Ehegatten gegen den Zusammenveranlagungs-
bescheid (AEAO § 360 Nr. 3). 

 – Andere Fälle der Gesamtschuldnerschaft: Miterbe A legt Einspruch gegen den ESt-
Bescheid für den Erblasser ein; Miterbe B kann hinzugezogen werden. 

 – Der Haftende kann zum Einspruch des Steuerschuldners gegen den Steuerbescheid 
hinzugezogen werden. 
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•  Notwendige Hinzuziehung (§ 360 Abs. 3 AO): 
Die Entscheidung über den eingelegten Einspruch wirkt zwingend einheitlich. Sie ist in-
soweit Spiegelbild des § 352 AO: Wer selbst einspruchsbefugt ist, aber keinen Einspruch 
eingelegt hat, muss zum Verfahren hinzugezogen werden. 

Beispiel:
Geschäftsführer/Vertreter G der KG hat Einspruch gegen den Gewinnfeststellungsbescheid 
eingelegt und dabei sowohl den Gewinnanteil des Komplementärs K1 als auch die Sonder-
BA des Kommanditisten K2 angegriffen.

Lösung:
K1 (vgl. § 352 Abs. 2 Nr. 4 AO) und K2 (vgl. § 352 Abs. 2 Nr. 5 AO) werden gem. § 360 
Abs. 3 AO notwendig hinzugezogen. 
Im umgekehrten Fall: Bei Einspruch des K1 bzw. des K2 wird G für die KG hinzugezogen.

2.4  Präklusion gem. § 364b AO

Wird ein Einspruch nicht begründet (zulässig nach § 357 Abs.3 AO), kann das FA den Ein-
spruch entweder (nach Aktenlage) abweisen oder nach § 364b AO verfahren: 
1. Es setzt für Umstände nach § 364b Abs. 1 AO 
2. eine angemessene Frist (vgl. AEAO zu § 364b Nr. 2) und
3. weist gem. § 364b Abs. 3 AO auf die besondere Ausschlussfolgen eines verspäteten Vortrags 

hin. 

Lässt der Einspruchsführer die wirksam gesetzte Frist verstreichen, dürfen verspätet/nicht 
vorgetragene, aber fristbefangene Tatsachen zugunsten des Einspruchsführers im Einspruchs-
verfahren nicht berücksichtigt werden (Präklusion = Ausschluss), der Einspruch wird 
ggf. abgewiesen. Nach AEAO § 364b Nr. 4 Satz 3 kann die Fristsetzung selbst nicht isoliert 
angegriffen werden; sie wird nur i.R. einer anschließenden Klage (inzidenter) geprüft. Die 
Präklusion wirkt rechtsbehelfsrechtlich, eine Verbesserung der Rechtslage zugunsten des 
Einspruchsführers durch Korrekturrecht ist aber grundsätzlich nicht ausgeschlossen; daher 
hebt das FA gleichzeitig einen bis dahin geltenden VdN auf (AEAO zu § 364b Nr. 2 Satz 3).

Beispiel:
Der Stpfl . hat gegen den ESt-Schätzungsbescheid 01 zulässig Einspruch eingelegt und ledig-
lich mit der Bemerkung versehen: »Gründe reiche ich nach«. Auf die erneute Aufforderung 
des FA, eine Steuererklärung abzugeben, reagiert er nicht – auch nicht, nachdem ihm das 
FA dafür eine angemessene Frist gesetzt und auf die Präklusionsfolgen hingewiesen hat. 
Gleichzeitig hatte das FA den VdN aufgehoben. Erst nach Fristablauf geht die angeforderte 
Erklärung ein. Daraus ergibt sich, dass das FA die ESt um 2.000 € zu hoch geschätzt hat.

Lösung:
Das FA hat alle Voraussetzungen des § 364b Abs. 2 AO beachtet. Der Einspruch wird als 
unbegründet zurückgewiesen.
Auch korrekturrechtlich wird dem Stpfl . nicht geholfen: Weil zuvor der VdN aufgehoben wurde, 
entfällt eine Änderung nach § 164 Abs. 2 AO. Eine Änderung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a 
AO scheitert schon daran, dass der Einspruchsführer vor Ablauf der Einspruchsfrist keinen 
wirksamen »Antrag« stellte (s. u.). Eine Änderung des Bescheids gem. § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO 
kommt wegen groben Verschuldens nicht in Frage. In einer anschließenden Klage kommt eine 
Berücksichtigung des verspäteten Vortrags doch noch in Betracht, s. u. zu § 76 Abs. 3 FGO.
(Hinweis: Zeigt sich in anderen Fällen nach Ablauf der Ausschlussfrist ein nicht mit § 364b 
Abs. 1 AO zusammenhängender Fehler [z. B. Rechtsfehler des FA], ist dieser Fehler bei der 
Entscheidung über den Einspruch doch zu berücksichtigen.)
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2.5  Ersetzungsregel des § 365 Abs. 3 AO

Richtete sich ein zulässiger (!) Einspruch gegen einen Bescheid, der im Laufe des Einspruchs-
verfahrens gem. § 132 AO geändert wird, wird der Änderungsbescheid kraft Gesetzes gem. § 365 
Abs. 3 Satz 1 AO zum Streitgegenstand, ohne dass erneut Einspruch eingelegt werden muss/
kann. Dasselbe gilt gem. § 365 Abs. 3 Satz 2 AO auch für Berichtigungen nach § 129 AO bzw. im 
Verhältnis zu einem unwirksamen Bescheid, und auch dann, wenn während eines Einspruchs 
gegen eine Vorauszahlungs-/Voranmeldungsfestsetzung die Jahressteuer festgesetzt wird. 

Beispiel:
G legt gegen ihren ESt-Bescheid über 30.000 € zulässig Einspruch ein. Noch bevor über den 
Einspruch entschieden wurde, erhöht das FA die ESt gem. § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO auf 35.000 €.

Lösung:
Im laufenden Einspruchsverfahren wird nun gem. § 365 Abs. 3 Satz 1 AO automatisch 
geprüft, ob die Steuer zutreffend 35.000 € beträgt.

Beispiel:
G trägt zwei Einwendungen vor, von denen nur eine derzeit zugunsten des G spruchreif ist. 

Lösung:
Das FA erlässt einen Teilabhilfebescheid (§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO), der gem. 
§ 365 Abs. 3 Satz 1 AO zum Gegenstand des noch im Übrigen laufenden Einspruchsverfah-
rens wird. Sobald auch die zweite Einwendung spruchreif ist, erlässt das FA einen weiteren 
(Voll-) Abhilfebescheid oder eine Einspruchsentscheidung (s. u.).

Beispiel:
Mit Hinweis auf eine Vorlage des BFH an den EuGH legte U Einspruch gegen seine eigene 
USt-Voranmeldung 12/2012 ein. Seiner USt-Jahresanmeldung 2012 legte er später die 
(noch) geltende Verwaltungsmeinung zugrunde. 

Lösung:
U muss nicht nochmals Einspruch gegen die Jahresanmeldung einlegen. Weil sie die 
Voranmeldung »erledigt«, gilt sie nun gem. § 365 Abs. 3 Satz 1 AO als Streitgegenstand.

Beispiel:
A rügt mit einem zulässigen Einspruch die Höhe des in einem Feststellungsbescheid festge-
stellten laufenden Gewinns. Während des laufenden Einspruchsverfahrens erkennt das FA, 
dass es den Veräußerungsgewinn rechtsfehlerhaft zu niedrig feststellte.

Lösung:
Die Feststellungen zum laufenden und zum Veräußerungsgewinn sind jeweils selbständig. 
Weil A nur den laufenden Gewinn angriff, wurde der festgestellte Veräußerungsgewinn 
bestandskräftig: Er ist nicht Gegenstand des aktuellen Einspruchs und wird es auch nicht 
nach § 365 Abs. 3 AO, wenn er unter den Voraussetzungen des Korrekturrechts geändert 
wird (BFH vom 23.02.2012, IV R 31/09, BFH/NV 2012, 1448).

2.6  Aussetzung der Vollziehung (§ 361 AO)

2.6.1 Überblick
Ein zulässiger Einspruch führt zwar zu einer Überprüfung, hindert aber gem. § 361 Abs. 1 AO 
nicht die Vollziehung des angefochtenen VA. Stpfl . bzw. Berater können daher – zusätzlich 
zum Einspruch – Aussetzung der Vollziehung nach § 361 Abs. 2 AO beantragen. Dabei wird 
nur summarisch/oberfl ächlich geprüft (Eilverfahren).
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1. Betroffen ist ein VA, der
2. angegriffen wurde (Einspruch, Anfechtungsklage) und
3. vollziehbar ist (Steuerbescheid, -änderungsbescheid, Haftungsbescheid usw., nicht aber 

Ablehnung beantragter Änderung oder von Stundung).
4. Regelmäßig liegt ein Antrag vor.
5. Wenn und soweit Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen VA bestehen, wird 

die Vollziehung ausgesetzt. Die Zweifel müssen nicht überwiegen (Unentschiedenheit). 
Sie bestehen nicht, wenn Einspruch bzw. Klage unzulässig sind.

Im Umfang der Zweifel wird (teil-) ausgesetzt (Verschiebung der Fälligkeit); zusätzlich fal-
len ggf.  Aussetzungszinsen an (§ 237 AO). Eine Vollstreckung darf nicht (weiter-)verfolgt 
werden (§ 251 Abs. 1 AO). Es bleibt also bei der angegriffenen Steuerfestsetzung bis zur 
Entscheidung in der Hauptsache/über Einspruch bzw. Klage. Der Stpfl . muss aber nur den 
nicht ausgesetzten Teil der festgesetzten Steuer bezahlen. 

2.6.2 Sonderfälle
Die folgenden Sonderfälle sind zu beachten:
1. Leistungsgebot bereits befolgt (§ 361 Abs. 2 Satz 3 AO): Die Vollziehung wird »aufgehoben«, 

eine bereits bezahlte Steuer dem Stpfl . vorläufi g erstattet;
2. Deckelung der AdV (§ 361 Abs. 2 Satz 4 AO);
3. AdV-Grundlagen-/Folgebescheid.

Beispiel zu 2:
Festsetzung der ESt auf  100.000 €
Davon bereits festgesetzt durch LSt/Vorauszahlung   96.000 €
Leistungsgebot 4.000 €
Einwendungen laut Einspruch 10.000 €
Davon Zweifel an der Rechtmäßigkeit   8.000 €

Lösung:
AdV nicht 8.000 €, sondern (gem. § 361 Abs. 2 Satz 4 AO maximal)     4.000 €
Weil es auf die »festgesetzte« Steuer ankommt, ergibt sich dasselbe Ergebnis, auch wenn 
z. B. ein Teil der Vorauszahlungen noch nicht gezahlt wurde.

Beispiel zu 3:
Der Gewinnfeststellungsbescheid einer OHG (90.000 €) wird zulässig angefochten. Zusätz-
lich wird AdV beantragt. Das Grundlagen-FA setzt wegen insoweit bestehender Zweifel im 
Umfang einer Gewinnauswirkung von 6.000 € aus. Dies wird den Folge-FA mitgeteilt. Gem. 
§ 361 Abs. 3 AO ergibt sich hieraus kraft Gesetzes grundsätzlich eine Aussetzung auch der 
ESt-Bescheide der Gesellschafter. Diese können unterschiedlich betroffen sein:
a) Gesellschafter A wurde bislang nicht veranlagt, seine Steuerquote beträgt 20 %. 
b) Gesellschafter B ist bereits veranlagt. Er hat die ESt bzw. das Leistungsgebot (gem. 

Anrechnungsverfügung) i. H. v 8.000 € auch schon bezahlt. 
c) Auch die ESt des Gesellschafters C ist bereits festgesetzt und erbrachte wegen der 

Anrechnung von LSt und Vorauszahlungen eine Erstattung zugunsten des C. 

Lösung:
a) Die ESt des A wird entsprechend dem Grundlagenbescheid festgesetzt (Gewinnanteil des A: 

30.000 €). A muss allerdings nicht die gesamte festgesetzte ESt zahlen; ausgesetzt werden 
davon 6.000 € (AdV des Feststellungsbescheids) x 1/3 (Anteil des A) x 20 % = 400 €.

b) Wirkt sich bei B der ihn betreffende ausgesetzte Gewinnanteil seiner Steuerquote ent-
sprechend i. H. v. 1.000 € aus, erhält er diesen Betrag im Wege der »Aufhebung« der 
Vollziehung nach § 361 Abs. 2 Satz 3 AO vorläufi g zurück bis zur Entscheidung über 
den Einspruch gegen den Feststellungsbescheid.
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c) Bei C wirkt sich die Aussetzung der Vollziehung des Feststellungsbescheids wegen § 361 
Abs. 2 Satz 4 AO nicht aus.

2.6.3 Ablehnung des Aussetzungsantrags
Lehnt das FA einen Aussetzungsantrag ab, hat der Stpfl . zwei Möglichkeiten:
1. Er legt Einspruch gem. §§ 347 ff. AO ein und kann anschließend das FG durch einfachen 

Antrag gem. § 361 Abs. 5 AO anrufen. Oder:
2. Er wendet sich nach der Ablehnung sogleich an das FG. Dies geschieht nach § 361 Abs. 5 

AO (ausnahmsweise) nicht mittels Klage, sondern durch (einfacheren) Antrag auf AdV 
(§ 69 Abs. 3, Abs. 4 Nr. 1, Abs. 7 FGO).

2.7 Aussetzung und Ruhen des Verfahrens (§ 363 AO)

2.7.1  Aussetzung des Verfahrens gem. § 363 Abs.1 AO
Ein Rechtsverhältnis muss für die Entscheidung über den Einspruch »vorgreifl ich« (für den 
fraglichen Einspruch relevant), also unter Beteiligung des Einspruchsführers bei einer Ver-
waltungsbehörde oder einem Gericht anhängig sein. 

2.7.2  Ruhen des Verfahrens gem. § 363 Abs. 2 Satz 1 AO
Dies ist »zweckmäßig«, wenn ein Abwarten ökonomisch ist und einer schnellen Erledigung 
und der damit verbundenen Rechtssicherheit vorgeht, v. a. wenn für dieselbe Rechtsfrage 
bereits ein Einspruch oder eine Klage vor dem FG eines anderen Stpfl . oder des Stpfl . für einen 
anderen Veranlagungszeitraum anhängig ist. Der Einspruchsführer muss zustimmen oder das 
Ruhen beantragen. Nach Sinn und Zweck wird nur der betreffende Verfahrensteil ausgesetzt.

2.7.3  Zwangsruhe gem. § 363 Abs. 2 Satz 2 AO
Geht es im Einspruchverfahren (auch) um eine bereits beim BFH bzw. BVerfG bzw. EuGH 
anhängige Rechtsfrage (Musterprozess), tritt automatisch/per Gesetz die (Teil-)Zwangsru-
he ein, wenn der Einspruch hierauf gestützt wird. Dies gilt nicht, wenn das FA insoweit 
nach § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, Nr. 4 AO verfährt. Hinsichtlich der anderen (individuellen) 
Einwendungen kann eine Teilabhilfe gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO oder eine 
Teileinspruchsentscheidung gem. § 367 Abs. 2a AO ergehen. 

2.7.4 Ruhe gem. § 363 Abs. 2 Satz 3 AO
Sind wegen einer bestimmten Rechtsfrage massenhaft Einspruchverfahren zu erwarten, können 
das BMF (im BStBl I) oder die OFD (mit Zustimmung des FinMin) durch Allgemeinverfügung 
(§ 118 Abs. 2 AO) die Zwangsruhe anordnen.

2.7.5 Rechtsbehelf
Wird ein entsprechender Antrag des Einspruchsführers abgelehnt, kann er gegen diese Ablehnung 
gem. § 363 Abs. 3 AO nicht separat Einspruch einlegen. Er muss die Entscheidung über den Ein-
spruch abwarten und kann dann mittels isolierter Anfechtungsklage das versagte Ruhen rügen. 

3 Beendigung eines Einspruchsverfahrens

Ist der Einspruch unzulässig, wird er gem. § 358 AO verworfen. Der angegriffene VA wird 
nicht in der Sache überprüft. Hiergegen kann der Einspruchsführer klagen.

Ist der Einspruch insgesamt begründet, ergeht regelmäßig ein (Voll-) Abhilfebescheid gem. 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO, eine Einspruchsentscheidung muss gem. § 367 Abs. 2 
Satz 3 AO nicht ergehen. In der Praxis »erledigt« die Verwaltung zunehmend Einsprüche, die 
unter Hinweis auf (noch nicht in den Vorläufi gkeitskatalog aufgenommene) Musterverfahren 
begründet werden, dadurch, dass der angegriffene VA insoweit vorläufi g gemacht wird. 
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Gegen den Vollabhilfebescheid ist wiederum Einspruch statthaft. 
Hält das FA den angegriffenen Bescheid auch nach der Gesamtüberprüfung für rechtmäßig, 

weist es den Einspruch gem. § 367 Abs. 2 Satz 3 AO ab. Hiergegen ist dann nur noch eine 
Klage möglich (vgl. § 348 Nr. 1 AO).

Hält das FA die Einwendungen des Einspruchsführers für teilweise begründet, kann es  
den VA i.R. einer Einspruchsentscheidung teilweise ändern und den Einspruch im Übrigen 
abweisen. Regelmäßig ergeht stattdessen ein Teilabhilfebescheid gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. a AO, der sodann gem. § 365 Abs. 3 Satz 1 AO zum Gegenstand des im Übrigen 
noch andauernden Einspruchs wird und letztlich durch Einspruchsentscheidung abgewiesen 
wird. Der Teilabhilfebescheid wird dabei nicht (teil)bestandskräftig, kann daher im weiter-
laufenden Verfahren wiederum geändert werden.

Erhebt der Einspruchsführer mehrere Einwendungen und sind diese teilweise unbegrün-
det, kann das FA insoweit gem. § 367 Abs. 2a AO eine  Teileinspruchsentscheidung erlassen. 
Der Einspruch läuft im Übrigen weiter und muss noch entschieden werden in dem Umfang, 
der gem. § 367 Abs. 2a Satz 2 AO ebenfalls in der Teileinspruchsentscheidung bestimmt wird 
(BFH vom 14.03.2012, X R 50/09, BStBl II 2012, 536). Der Einspruchsführer kann gegen die 
Teileinspruchsentscheidung in Bezug auf die Abweisung und/oder gegen die Konkretisierung 
des verbleibenden Reststreitgegenstandes klagen (AEAO zu § 367 Nr. 6.3 Sätze 2, 3).

 Allgemeinverfügungen gem. § 367 Abs. 2b AO erleichtern die betroffenen Massenverfahren. 
Eine Vielzahl von individuellen Einspruchsentscheidungen wird erspart. Das BMF entscheidet 
insgesamt und veröffentlicht die Entscheidung verbindlich im BStBl I (und im Internet). Die 
Klagefrist beträgt gem. § 367 Abs. 2b Satz 5 AO ein Jahr ab Bekanntgabe. Allerdings kann 
ein Einspruch wegen des Grundsatzes der Gesamtaufrollung allein durch den Erlass einer 
Allgemeinverfügung nicht beendet werden (AEAO § 367 Nr. 7.2). Sie bietet sich in der Praxis 
v. a. an, wenn zuvor eine Teileinspruchsentscheidung erging.

Im Zuge der Gesamtaufrollung gem. § 367 Abs. 2 Satz 1 AO kann sich ein Änderungsbedarf 
zu Lasten des Einspruchsführers ergeben. Auf eine solche Verböserung muss das FA gem. 
§ 367 Abs. 2 Satz 2 AO zuvor hinweisen, damit der Einspruchsführer ggf. seinen Einspruch 
zurücknehmen kann. Fehlt der Hinweis, hebt das FG nach Klage die Einspruchsentscheidung 
auf und verweist an das FA zurück, wo jetzt der Hinweis nachgeholt wird. Die Regelung 
gilt analog für Änderungen nach § 132 AO während eines Einspruchsverfahrens, wenn die 
Korrektur nur noch wegen einer einspruchsbedingten Ablaufhemmung gem. § 171 Abs.3a 
AO zulässig ist (BFH vom 25.02.2009, IX R 24/08, DStR 2009, 1146).

Einspruch Entscheidung Weiterer Rechtsbehelf

Unzulässig Einspruchsentscheidung: 
Verwerfen (§§ 358, 367 AO)

Klage

Voll unbegründet Einspruchsentscheidung: 
Abweisung (§ 367 AO)

Klage

Voll begründet Vollabhilfe (§ 172 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. a AO)

Einspruch

Teils begründet (spruchreif), 
teils unbegründet

Teilabhilfe (§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. a AO) und Einspruchsentschei-
dung/Abweisung (§ 367 AO)

Klage

Teils unbegründet (spruch-
reif), teils noch nicht 
spruchreif

Teileinspruchsentscheidung (§ 367 
Abs. 2a, ggf. 2b AO)

Klage
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V Korrekturrecht

Klausurschema 
A. Wirksamer VA: Bindungswirkung (§ 124 AO)
B.  Änderung im Wege des Einspruchs (nein, i. d. R. Fristproblem) 
C. Änderungsvorschriften

1. §§ 164 Abs. 2, 165 Abs. 2 AO
2. § 129 AO
3. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO
4. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c AO
5. § 173 AO
5.1 Tatsache (ob und wie viele)
5.2 Ursprünglich vorgelegen, nachträglich bekannt, steuerrelevant
5.3 Steuererhöhend: Änderung (Nr. 1) bzw. steuermindernd (Nr. 2): Verschulden, ggf. 

Nr. 2 Satz 2 AO
5.4 Ggf. § 173 Abs. 2 AO
6. § 174 AO
7. § 175 AO
8. Nichtberücksichtigung des Fehlers nach § 176 AO
9. Ggf. saldieren i. R. v. § 177 AO
(Änderung auch im Hinblick auf Festsetzungsverjährung zulässig?)
oder 
10. Änderung nach §§ 130, 131 (vgl. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO), falls 

sonstiger VA

1 Verhältnis zum Einspruch

1.1 Sicht des Finanzamts

Sobald ein VA im Zeitpunkt seiner Bekanntgabe wirksam wurde, ist die Behörde gem. § 124 
Abs. 1 AO an dessen Inhalt gebunden. Enthält der VA einen Fehler, bleibt es doch bei der 
Regelung und dem damit verbundenen Leistungsgebot. Dies dient dem Rechtsfrieden bzw. 
dem Vertrauen des Bürgers auf den Bestand der getroffenen Entscheidung. Die Einspruchsfrist 
nach §§ 355, 356 AO gewährt der Verwaltung keine Rechte. 

Nur ausnahmsweise kann das FA seine ursprüngliche Entscheidung noch ändern, wenn 
der erkannte Fehler nämlich die Voraussetzungen einer Korrekturvorschrift erfüllt (und noch 
keine Festsetzungsverjährung eintrat). Die materielle Bestandskraft wird dann durchbrochen. 
Das FA ändert i. d. R. von Amts wegen, ausnahmsweise auf Antrag (vgl. §§ 164 Abs. 2, 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, 174 Abs. 1 AO).

1.2 Sicht des Bürgers

Vorrangig legt der Bürger Einspruch ein, wenn er eine bestehende Entscheidung des FA zu 
seinen Gunsten verändern will. Insoweit ist er auf die – durch vielerlei Tatbestandsmerkmale 
eingeschränkten – Korrekturvorschriften grundsätzlich nicht angewiesen; zur Bedeutung bei 
§ 351 Abs. 1 AO s. Kap. IV 2.1. Lässt der Stpfl . allerdings die Einspruchsfrist verstreichen, 
muss er seine Interessen i. R. d. Korrekturrechts verfolgen.

Beispiel:
Der Stpfl . S legt erst mit Schreiben vom 10.08.12 in Bezug auf die Steuerfestsetzung vom 
06.07.2012 Belege zu bisher nicht erklärten Werbungskosten vor.
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Lösung:
Das Schreiben könnte nach Auslegung einen Einspruch darstellen; dafür müsste v. a. die 
Einspruchsfrist gewahrt sein: Sie beträgt gem. § 355 AO einen Monat ab Bekanntgabe, 
begann gem. § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO am 09.07.12 und endete gem. § 108 Abs. 1 i. V. m. 
§§ 187, 188 BGB mit Ablauf des 09.08.12. Hinweise für eine spätere Bekanntgabe oder 
eine Wiedereinsetzung gem. § 110 AO sind nicht ersichtlich. Weil die Einspruchsfrist 
verstrich, ist zu prüfen, ob die Werbungskosten des S nach einer Änderungsvorschrift 
berücksichtigt werden können. Hier kommt eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO 
in Betracht.

1.3 Wirkung eines  Korrekturbescheids

Wird der ursprüngliche VA auf der Grundlage einer Korrekturvorschrift geändert, ummantelt 
der Änderungsbescheid den geänderten Bescheid. Der geänderte Bescheid wird nicht unwirk-
sam/nichtig; er ist nur suspendiert (derzeit nicht maßgeblich). Die Rechtslage richtet sich nur 
noch nach dem Änderungsbescheid. Wird dieser allerdings später aufgehoben (z. B. infolge 
eines Einspruchs), lebt der geänderte ursprüngliche Bescheid wieder auf.

1.4  Ergänzungsbescheid

Die Voraussetzungen einer Korrekturvorschrift müssen nicht beachtet werden, wenn das FA den 
ursprünglichen VA nicht ändert, die in ihm enthaltene Entscheidung unberührt lässt und nur eine 
weitere Entscheidung hinzufügt (vgl. BFH vom 26.04.2012, IV R 19/09, BFH/NV 2012, 1569).

Beispiel:
A erhält einen Haftungsbescheid für die USt 01 der A-GmbH. Gem. einem zweiten Haftungs-
bescheid (Ergänzungs-VA) kann A auch für die USt 02 der A-GmbH in Anspruch genommen 
werden (fraglich: BFH vom 15.02.2011, VII R 66/10, DB 2011, 976 zum Ergänzungsbescheid 
für nachträglich erfahrene erweiterte Haftung).
Im Feststellungsbescheid wurde eine Feststellung vergessen (z. B. Art der Einkünfte); sie 
kann gem. § 179 Abs. 3 AO nachgeholt werden; keine Korrektur.

2 Übersicht über die Korrekturvorschriften

Das Recht zur  Änderung ergibt sich schwerpunktmäßig aus der AO, gelegentlich auch aus 
den Einzelsteuergesetzen, z. B.:
• § 10d EStG, § 11 EigZulG, § 32a KStG,
• §§ 15a, 17 UStG,
• § 35b GewStG.

§ 129 AO gilt für sämtliche Arten von VA. §§ 164 Abs. 2, 165 Abs. 2 AO gelten nur für Steu-
erfestsetzungen (§ 155 Abs. 1 AO) und gleichgestellte VA (mit Gleichstellungsklausel: vgl. 
§ 181 Abs. 1 Satz 1 AO, § 239 Abs. 1 Satz 1 AO, § 184 Abs. 1 Satz 3 AO). §§ 172 ff. AO gelten 
ebenfalls nur für Steuerfestsetzungen und gleichgestellte Bescheide; gem. § 172 Abs.1 Satz 1 
Nr. 2d AO gelten für sie nicht die §§ 130, 131 AO, die ihrerseits nur sonstige VA (Haftung, 
Stundung, Prüfungsanordnung, Anrechnungsverfügung) betreffen.

Das Gesetz verwendet unterschiedliche Begriffe für Korrekturen. Sie gelten grundsätzlich 
nebeneinander, schließen sich nicht gegenseitig aus (Änderung nach § 164 Abs. 2 oder § 173 
Abs. 1 Nr. 1 AO). Da es letztlich auf die Richtigkeit einer Änderung ankommt, wird ein Ein-
spruch abgewiesen, wenn zwar zu Recht die Anwendung einer bestimmten Korrekturvorschrift 
angegriffen wird, die Änderung aber aufgrund einer anderen Korrekturregelung richtig war 
(Argument aus § 126 AO).
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3  Berichtigung (§ 129 AO)

Sie setzt einen » mechanischen Fehler« voraus, der regelmäßig dem FA (= beim Erlass 
eines VA) unterlief. Es gibt ausdrücklich benannte (Schreibfehler usw.) und vergleichbare 
Fehler, bei denen die eigentlich gewollte Entscheidung falsch umgesetzt wird: kein Fehler 
in der Willensbildung, sondern in der Willensäußerung. Diese Ursache muss feststehen 
(Feststellungslast beim FA). Davon ist auszugehen, wenn kein vernünftiger sachlicher Grund 
für das fehlerhafte Vorgehen denkbar ist. Besteht die mehr als nur theoretische Möglichkeit 
eines Rechtsirrtums (o.Ä.), kann nicht berichtigt werden. Der Fehler kann auch mehrmals 
(Veranlagung und späterer Rechtsbehelf) passieren. Eine Begründung für eine Berichtigung 
ist i. d. R. verzichtbar. Die Berichtigung wirkt punktuell; andere (materielle) Fehler können 
i. R. d. Ermessens bzw. nach § 177 AO mitberichtigt werden. Für Fehler nach § 129 AO gilt 
die besondere  Ablaufhemmung des § 171 Abs. 2 AO (s. u.). 

Keine Fehler nach § 129 AO sind Ermittlungs-/Aufklärungsfehler und Fehler aus der Sub-
sumtion/Rechtsanwendung sowie Fehler in der Programmierung.

Ähnliche Fehler nach § 129 AO sind: Abweichung von Aktenverfügung, Eingabe- und 
Übertragungsfehler; Scanfehler; Übersehen unterjähriger Aktenunterlagen wie z. B. Grund-
lagenbescheid.

Eine Unrichtigkeit ist »offenbar«, wenn der Fehler bei Offenlegung des aktenkundigen 
Sachverhalts für einen unvoreingenommenen Dritten klar und deutlich erkennbar war. In 
den objektivierten Erkenntnishorizont dieses Dritten sind neben dem Akteninhalt regelmäßig 
auch im konkreten Fall einschlägige interne Arbeits- und Dienstanweisungen einzubeziehen. 

Ist die Anordnung des Vorbehalts der Nachprüfung versehentlich unterblieben und liegen 
insoweit die Voraussetzungen des § 129 Satz 1 AO vor, kann das FA den Bescheid unmittelbar 
nach § 164 Abs. 2 AO ändern (BFH vom 01.07.2010, IV R 56/07, BFH/NV 2010, 2005).

Beispiel:
S hat die Summe seiner Ausgaben zwar richtig addiert (2.442 €), in die Steuererklärung 
aber stattdessen 244 € eingetragen. Nach Ablauf der Einspruchsfrist (Bestandskraft) bittet 
er, die endgültig festgesetzte ESt herabzusetzen.

Lösung:
Weil die Steuer endgültig festgesetzt wurde, kann nicht nach §§ 164 Abs. 2, 165 Abs. 2 AO 
geändert werden. Weil die Frist verstrich, entfällt eine Änderung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. a AO (wie auch ein Einspruch). Einer Änderung gem. § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO steht 
häufi g Verschulden entgegen. Die fehlerhafte Übertragung des Summenbetrags ist mechanisch 
bedingt, unterlief aber nicht beim Erlass des VA, sondern zuvor bei der Steuererklärung. 
Nunmehr ist zu unterscheiden: Hatte S der Erklärung die entsprechenden Ausgabenbelege 
beigefügt, gilt § 129 AO doch, weil das FA den Fehler bemerken bzw. vermeiden hätte kön-
nen (übernommener mechanischer Fehler). Lagen die Belege nicht bei, scheitert § 129 AO.

Beispiel:
Der Stpfl . hat seinen Gewinn bisher (01) nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt, muss nun aber 
bilanzieren (02). Zu diesem Zweck berechnet er den sog. Übergangsgewinn (02), den er 
dem FA auch mitteilt. Letztlich erklärt er für 02 allerdings nur den laufenden Gewinn und 
wird auch ohne Berücksichtigung des Übergangsgewinns besteuert.

Lösung:
Das FA kann später die ESt-Festsetzung 02 gem. § 129 AO um den Übergangsgewinn 
erhöhen (BFH vom 27.05.2009, X R 47/08, BStBl II 2010, 946).
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4 Änderung nach § 164 Abs. 2 AO,  Vorbehalt der Nachprüfung

Das FA darf bei Steuerbescheiden/gleichgestellten VA einen VdN anordnen. Eine abschlie-
ßende Prüfung liegt erst nach einer abschließenden  Außenprüfung (§§ 193 ff. AO) vor. Gem. 
§ 124 Abs.1 AO muss der VdN in dem dem Stpfl . bekannt gegebenen Bescheid genannt sein. 
Enthält nur die Aktenausfertigung den Vermerk, kann später nach § 129 AO berichtigt und 
sogleich auch nach § 164 Abs. 2 AO geändert werden (BFH vom 01.07.2010, IV R 56/07, BFH/
NV 2010, 2005). In der Praxis ergehen  Schätzungsbescheide gem. § 162 AO häufi g unter VdN 
(AEAO zu § 164 Nr. 4).

Ein VdN besteht kraft Gesetzes bei Festsetzungen von Vorauszahlungen: § 164 Abs. 1 
Satz 2 AO (z. B. ESt, KiSt, Soli) bzw. bei  Steueranmeldungen (§ 150 AO, LSt, USt-VA/JA) 
im Zusammenhang  mit § 168 Satz 1 AO sofort mit Eingang beim FA bzw. gem. Satz 2 nach 
Zustimmung durch das FA, bei schriftlichem Anerkennen nach § 167 Abs. 1 Satz 3 AO.

Es ergeben sich folgende Rechtsfolgen: Der VA wird zwar nach Ablauf der Einspruchsfrist 
formell, nicht aber materiell bestandskräftig. Der VdN erfasst den gesamten VA. Dieser ist 
bis zur Grenze der Verjährung beliebig änderbar (außer: § 176 AO). Da der Stpfl . jederzeit 
eine Änderung beantragen kann, muss er seine Interessen nicht unbedingt durch Einspruch 
verfolgen (kann aber ohne Einspruch nicht Aussetzung der Vollziehung beantragen). Dass 
ein VdN mit Vorläufi gkeit verbunden wird (§ 165 Abs. 3 AO), liegt an der Ablaufhemmung 
gem. § 171 Abs. 8 AO.

Nach einer abschließenden Außenprüfung ist ein behördlicher und gesetzlicher VdN 
durch das FA aufzuheben (entfällt nicht automatisch). Ergeht nach einer Außenprüfung 
ein Änderungsbescheid, wird das FA darin zugleich den VdN aufheben bzw. die geänderte 
Steuer endgültig festsetzen (Umkehrschluss aus § 164 Abs. 1 Satz 1 AO – hiergegen kann 
in vollem Umfang, also auch wegen bereits in der ursprünglichen Festsetzung enthaltener 
Fehler, Einspruch eingelegt werden). Bringt die Außenprüfung keine Änderungen, ergeht 
also kein Änderungsbescheid, muss das FA doch den VdN gem. § 164 Abs. 3 Satz 3 AO auf-
heben – auch dies ist gem. § 164 Abs. 3 Satz 2 AO in vollem Umfang anfechtbar. Wird der 
VdN nicht ausdrücklich aufgehoben (§ 124 Abs. 1 AO), kann später nach § 164 Abs. 2 AO 
zugunsten/zulasten des Stpfl . geändert werden. Wurde ein VdN nach § 164 Abs. 1 Satz 1 
AO behördlich angeordnet, der Bescheid später geändert ohne Aussage zum VdN, gilt der 
VdN weiter. Wird eine USt-Voranmeldung geändert, bleibt der VdN (bisher aus § 168 AO) 
wegen § 164 Abs. 1 Satz 2 AO bestehen. Ändert das FA aber eine USt-Jahresanmeldung ohne 
Hinweis auf den VdN, ist diese endgültig.

Beispiel (vgl. Steuerberaterklausur 2011):
S gab seine ESt-Erklärung 05 in 07 ab. Das FA setzte die ESt 05 unter VdN fest. Nach der 
Ende 11 begonnenen Betriebsprüfung ändert das FA die ESt 05.

Lösung:
Rechtsgrundlage der Änderung ist § 164 Abs. 2 AO. Der VdN ist zuvor nicht verjährt (§§ 164 
Abs. 4, 171 Abs. 4 AO). Dabei wird der VdN gem. § 164 Abs. 1 Satz 1 AO aufgehoben.

Beispiel:
Weil S ihre ESt-Erklärung 03 nicht abgab, schätzte das FA mit Bescheid vom 19.06.05 die 
Steuer auf 30.000 €. Am 18.01.06 gab S gem. § 149 Abs. 1 Satz 4 AO ihre Steuererklä-
rung ab, nach der die Steuer 
a) 25.000 €, 
b) 35.000 € beträgt.


